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Einziger Punkt der Tagesordnung 

a) Antrag der Abgeordneten Pascal Meiser, 
Susanne Ferschl, Matthias W. Birkwald, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

Tarifbindung stärken – 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung erleichtern 

BT-Drucksache 19/28772 

 

b) Antrag der Abgeordneten Pascal Meiser, 
Susanne Ferschl, Matthias W. Birkwald, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

Tarifbindung schützen – Tarifflucht erschweren 

BT-Drucksache 19/28775 

 

c) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-
Gemmeke, Anja Hajduk, Markus Kurth, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Tarifvertragssystem fördern – Tarifbindung 
stärken 

BT-Drucksache 19/27444 

Vorsitzender Birkwald: Meine Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist 
14.30 Uhr und somit begrüße ich Sie zu der heuti-
gen öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Ar-
beit und Soziales alle sehr herzlich. Zunächst 
heiße ich für die Bundesregierung die Parlamenta-
rische Staatssekretärin Kerstin Griese herzlich 
willkommen. (Fast) alle teilnehmenden Aus-
schussmitglieder sind wie die Sachverständigen 
über das Videokonferenzsystem Cisco WebEx da-
bei. 

Gegenstand dieser öffentlichen Anhörung sind:  
a) Antrag der Abgeordneten Pascal Meiser, 
Susanne Ferschl, Matthias W. Birkwald, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. mit 
dem Titel Tarifbindung schützen – Tarifflucht er-
schweren auf Drucksache 19/28775,  
b) Antrag der Abgeordneten Pascal Meiser, 
Susanne Ferschl, Matthias W. Birkwald, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. mit 
dem Titel Tarifbindung stärken – Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung erleichtern auf Drucksache 
19/28772 und  
c) Antrag der Abgeordneten Beate Müller-
Gemmeke, Anja Hajduk, Markus Kurth, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN mit dem Titel Tarifvertragssystem för-
dern – Tarifbindung stärken auf Drucksache 
19/27444. 

Die von den Verbänden, Institutionen und den 
Einzelsachverständigen abgegebenen Stellungnah-
men liegen Ihnen auf der Ausschussdrucksache 
19(11)1180 vor. Von Ihnen, den zugeschalteten 
Vertreterinnen und Vertretern der Verbände, Insti-
tutionen und von den Einzelsachverständigen 
möchten wir hören, wie Sie die Vorlagen fachlich 
beurteilen. 

Die heutige Anhörung wird wie folgt ablaufen: Die 
uns zur Verfügung stehende Beratungszeit von 
90 Minuten wird nach dem üblichen Schlüssel 
entsprechend ihrer jeweiligen Stärke auf die Frak-
tionen aufgeteilt. Dabei wechseln die Fragestelle-
rinnen und Fragesteller nach jeder Frage ab – das 
heißt also: eine Frage, eine Antwort. Um die 
knappe Zeit effektiv zu nutzen, sollten Sie, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete, 
möglichst präzise Fragen stellen, die konkrete 
Antworten zulassen. 

Ich möchte alle Zugeschalteten zur Verbesserung 
der Tonqualität ganz herzlich bitten, wenn mög-
lich, ein Headset zu benutzen. Dies ist auch für 
das Wortprotokoll wichtig, dass von dieser Anhö-
rung vom Sekretariat in bewährter Weise wieder 
erstellt werden wird. Vielen Dank dafür vorab. 

Wegen der Kürze der uns zur Verfügung stehen-
den Zeit sind Eingangsstatements der Sachverstän-
digen nicht vorgesehen. Dazu dienen im Übrigen 
die vorgelegten schriftlichen Stellungnahmen. 

Schließlich weise ich noch darauf hin, dass es 
heute am Ende der Befragungsrunden eine so ge-
nannte „freie Runde“ von zehn Minuten geben 
wird. 

Ich begrüße nun die Sachverständigen und rufe sie 
dafür einzeln auf: Von der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände Frau Katrin Kan-
daouroff sowie Herrn Roland Wolf, vom Zentral-
verband des Deutschen Handwerks e.V. Herrn Jan 
Dannenbring, vom Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung Frau Dr. Susanne Kohaut, vom 
Deutschen Gewerkschaftsbund Herrn Stefan Kör-
zell, von Gesamtmetall/Gesamtverband der Arbeit-
geberverbände der Metall- und Elektro-Industrie 
e.V. Herrn Jens Dirk Wohlfeil. Als Einzelsachver-
ständige heiße ich herzlich willkommen: Herrn 
Frank Werneke, Herrn Professor Dr. Wolfgang 
Däubler, Herrn Professor Dr. Gregor Thüsing, 
Herrn Kurt Schreck sowie Herrn Professor Franz 
Josef Düwell. 

Die Öffentlichkeit und weitere Kolleginnen und 
Kollegen aus unserem Ausschuss beteiligen wir 
über eine live TV-Übertragung an unserer Anhö-
rung. Die Aufzeichnung wird auch auf unserer In-
ternetseite, also auf www.bundestag.de und in der 
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Mediathek zur Verfügung gestellt und bleibt dort 
abrufbar. 

Wir beginnen jetzt mit der Befragung der Sachver-
ständigen. Dazu bitte ich höflich darum, dass 
gleich zu Beginn die entsprechende Institution 
bzw. der oder die Sachverständige genannt wird, 
an die oder an den die Frage gerichtet ist.  

Ich bitte nun die Mitglieder der CDU/CSU-Frak-
tion, ihre Fragen zu stellen. Zunächst hat der Kol-
lege Uwe Schummer das Wort.  

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): In der Stel-
lungnahme des IAB – an ihn richtet sich auch 
meine Frage – wird darauf hingewiesen, dass 
strukturelle Veränderungen in den Unternehmen, 
in Wirtschaftsbereichen dazu führen, dass es ei-
nen Rückgang der Tarifbindung gibt. Würden Sie 
diese strukturellen Veränderungen nochmal dar-
stellen und – sehr konkret – sagen, inwieweit in 
der Plattformökonomie die betriebliche Mitbestim-
mung angesiedelt ist oder besteht hier noch Ver-
besserungsbedarf?  

Sachverständige Dr. Kohaut (Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur 
für Arbeit): Das will ich gerne versuchen. Wir ha-
ben uns in einer Studie angeschaut, wie stark die 
Veränderung der Tarifbindung im Zusammenhang 
mit der Veränderung der Zusammensetzung der 
Betriebe und Betriebslandschaft über die Jahre 
steht. Dabei haben wir uns strukturelle Merkmale 
angeschaut, wie die Betriebsgröße, die Branchen-
zugehörigkeit, die Beschäftigtenstruktur und das 
Betriebsalter und haben das Jahr 2016 mit dem 
Jahr 1998 verglichen und geschaut, wenn wir die 
gleichen Strukturen hätten wie 1998, wie würde 
die Tarifbindung heute ausschauen? Die Ergeb-
nisse zeigen, dass wir den Gesamtrückgang der 
Branchentarifbindung nur zum gewissen Teil mit 
diesen strukturellen und betrieblichen Faktoren 
erklären können. Bei den größeren Betrieben kön-
nen wir ungefähr sagen, dass der Rückgang knapp 
zur Hälfte mit einer Veränderung der Betriebs-
landschaft erklärt werden kann. Bei kleineren Be-
trieben sind es nur knapp 30 Prozent. Die wich-
tigsten Einflussfaktoren, die in dieser Analyse den 
Rückgang erklärt haben, sind einmal, dass der An-
teil der jungen Betriebe gestiegen ist im Zeitraum 
von 1998 bis 2016 und dass wir eine Verschiebung 
in der Branchenstruktur haben. 1998 waren das 
verarbeitende Gewerbe, das Baugewerbe noch sehr 
viel dominanter in der Verteilung der Branchen. 
Inzwischen haben wir eine Veränderung hin zu 
den Dienstleistungen, was auch diesen Branchen-
tarifrückgang erklärt. Allerdings muss man auch 
ganz klar sagen, dass man den größten Teil des 
Rückgangs der Branchentarifbindung mit den Mo-
dellen und mit unseren Daten nicht klären kann. 
Darüber hinaus können wir nur Vermutungen an-
stellen. Im Allgemeinen wird davon gesprochen, 
dass es nicht strukturelle Veränderungen sind, 

sondern dass sich dort die Einstellungen und die 
Verhaltensweisen der Geschäftsleitung, der Eigen-
tümer, der Unternehmer offensichtlich verändert 
haben, was dazu führt, dass keine Branchenta-
rifbindung mehr eingegangen wird. Soviel erst 
einmal zum ersten Teil der Frage. Zur Frage der 
Plattformökonomie kann ich Ihnen leider aus 
Sicht des IAB keine Antwort geben. Unsere Daten 
reichen nicht aus, um auf dieser disaggregierten 
Ebene Aussagen machen zu können.  

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Die Frage 
richtet sich jetzt an Herrn Professor Thüsing und 
Herrn Professor Düwell. Aus Ihren Studien und 
Erfahrungen heraus, gibt es da einen direkten Zu-
sammenhang zwischen der betrieblichen Mitbe-
stimmung, also der Anwesenheit von Betriebsrä-
ten, und einer Tarifbindung? Gibt es eine Nah-
rungskette zunächst betrieblicher Mitbestimmung, 
um da auch stärker in die tarifliche Bindung zu 
gehen? 

Sachverständiger Professor Dr. Thüsing: Herzli-
chen Dank für diese Frage. Es ist schön, dass man 
sich noch einmal sieht. Ich bin Jurist und weniger 
Rechtsempiriker. Ich habe jetzt seit über 20 Jahren 
im Tarifrecht gearbeitet und geforscht und in dem 
Zusammenhang, den Sie beschreiben, der mir zu-
gegeben offensichtlich scheint, gibt es natürlich 
auch rechtliche Gründe. Nach § 2 des Betriebsver-
fassungsgesetzes arbeiten die Betriebsräte vertrau-
ensvoll mit den Gewerkschaften und den Unter-
nehmen zusammen. Es ist also ein weiterer Fuß 
der Arbeitnehmervertretung, der neben die Tarif-
autonomie gestellt ist, die durch das Betriebsver-
fassungsrecht realisiert wird. Das sind Dinge, die 
nicht vollkommen ohne Berührungspunkte neben-
einander stehen, sondern sich wechselseitig ver-
stärken. Und dort, wo wir Betriebsräte haben, ha-
ben wir die Institutionen, die sich für Tarifver-
träge einsetzen und stark machen. Dort, wo wir 
Gewerkschaften haben, haben wir eine Beleg-
schaft, die vielleicht auch den nächsten Schritt ge-
hen wird, um Betriebsräte zu gründen. Dafür 
braucht es ja die Initiative der Belegschaft. Das 
heißt also, das sind Dinge, die wechselseitig aufei-
nander eingespielt sind und deswegen auch beide 
zusammen den Arbeitnehmerschutz realisieren. 
Immer dort, wo wir – und wenn ich das ergänzen 
darf – eine geschwächte Tarifautonomie haben, 
immer dort, wo wir ein Zurückgleiten von Tarif-
verträgen haben, ein Zurückweichen von Gewerk-
schaften, dort wird es dann auch für die Betriebs-
räte schwieriger, sich zu positionieren, schwieri-
ger vielleicht auch externen Sachverstand zu nut-
zen, um auf Augenhöhe mit dem Arbeitgeber zu 
ringen. Insofern ist es richtig, wenn wir heute über 
Anträge diskutieren, die es zum Ziel haben, die 
Tarifautonomie und die Tarifbindung zu stärken. 
Dann ist das mittelbar auch etwas, was sich auf 
die Betriebsverfassung auswirkt. 
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Sachverständiger Professor Düwell: Vielen Dank 
für die Frage. Der Kollege Thüsing hat sie an sich 
schon umfassend beantwortet. Ich kann nur sagen, 
es gibt dazu auch von der Hans-Böckler-Stiftung 
eine aktuelle Untersuchung, die diesen Zusam-
menhang bestätigt. Ich würde verknappend sagen, 
je mehr Betriebsräte desto mehr Tarifbindung. 
Diese Beziehung lässt sich empirisch feststellen. 
Sie beruht natürlich darauf, dass mit Betriebsräten 
eine höhere Organisationsdichte in diesen Betrie-
ben besteht und von daher natürlich auch Arbeit-
geber dann eher gehalten sind, sich auch einem 
Arbeitgeberverband anzuschließen. Wir sehen ja, 
bei dem Betriebsrätemodernisierungsgesetz haben 
wir das auch diskutiert, dass in bestimmten Bran-
chen und gerade bei jungen Unternehmen die An-
zahl der Vertretungen durch Betriebsräte relativ 
gering ist. Von daher gibt es da einen gemeinsa-
men Faktor, der von Frau Kohaut schon benannt 
wurde. Ich denke, es hat etwas mit der Einstellung 
zu tun, mit der Einstellung bestimmter Unterneh-
mer, die eben keine Tarifbindung, keine Ordnung 
durch Tarifverträge möchten - vielleicht auch ein 
wenig durch den Wettbewerbsdruck beeinflusst, 
den sie gerade im Dienstleistungssektor erleiden, 
so dass sie auch aus wirtschaftlichen Gründen ge-
halten sind, so vorzugehen. Deswegen müssen wir 
diese Frage in anderem Zusammenhang noch ein-
mal aufrollen. 

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Die Frage 
richtet sich an die Bundesvereinigung der Arbeit-
nehmerverbände und den Deutschen Gewerk-
schaftsbund. Was sind nach Ihrer Erfahrung die 
Ursachen, weshalb die Tarifbindung insgesamt zu-
rückgegangen ist? Mit welchen Instrumenten 
könnten wir gegensteuern, um diese Selbststeue-
rung der Wirtschaft durch Tarifautonomie wieder 
stärker zu erreichen? Gibt es denn auch Gespräche 
zwischen den Sozialpartnern, wie eine solche 
Strategie gemeinsam von Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmervertretern aussehen könnte? 

Sachverständiger Wolf (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Die Ursachen 
sind vielfältig. Ich glaube, Frau Professor Kohaut 
hat das eben schon sehr deutlich gemacht. Das 
Problem liegt häufig darin – und das hat über-
haupt nichts, das muss man an erster Stelle mal 
unterstreichen – mit dem so genannten Begriff der 
Tarifflucht zu tun. Ursache ist vielmehr zumeist, 
dass Unternehmen aufhören am Markt tätig zu 
sein und weniger junge Unternehmen nachkom-
men. Diesen jungen Unternehmen müsste man tat-
sächlich die Attraktivität von Tarifbindung neu er-
klären und unterstreichen. Dann stellt sich – wie 
Sie das eben in Ihrer Frage auch formuliert haben, 
Herr Abgeordneter – die wichtige Frage, wie 
macht man das am besten. Derjenige, der als erstes 
dazu geeignet ist, die Attraktivität von Tarifverträ-
gen zu unterstreichen und darzustellen, ist derje-
nige, der die Tarifverträge macht, denke ich. Und 
diese Tarifverträge sind für viele junge, kleinere 

Unternehmen vielleicht nicht mehr so attraktiv, 
wie sie früher gewesen sind. Die Folge muss dann 
für die Tarifpartner heißen, wie machen wir un-
sere Tarifverträge attraktiver. Tarifverträge macht 
man dadurch attraktiver, dass man mehr und in 
weiterem Umfang Öffnungsklauseln aufnimmt 
und die Möglichkeiten der Gestaltung durchaus – 
und da sind wir dann auch beim Thema Betriebs-
verfassung und betriebliche Mitwirkung – durch-
aus an die Betriebsräte zurückdelegiert. Das heißt 
also, ein Ineinandergreifen von Betriebsverfassung 
und Tarifautonomie in diesem Kontext könnte tat-
sächlich ein Baustein – sicher nicht allein selig 
machend –, aber ein wichtiger und zentraler Bau-
stein für mehr und umfangreichere Tarifbindung 
sein, gerade um junge, aufstrebende Unternehmen 
für die Tarifbindung zu gewinnen und Tarifbin-
dung zu unterstützen. Natürlich gibt es dazu ver-
schiedene Gespräche der Spitzenorganisationen, 
wie man das lösen kann. Ich glaube auch, dass es 
ein gewisses Einvernehmen darüber gibt, dass Ta-
rifverträge attraktiv sein müssen. Nur der Teufel 
steckt dann halt eben immer im Detail. Da gibt es 
dann lange Diskussionen, welche Elemente dafür 
notwendig sind. Aber wir sind der festen Überzeu-
gung, bessere und mehr Tarifbindung erreicht man 
durch bessere und das heißt für uns insbesondere 
offene und möglichst rahmensetzende, aber nicht 
alles durchregulierende Tarifvereinbarungen. 

Sachverständiger Körzell (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Herzlichen Dank. Ich will vielleicht 
einige Punkte nennen. Einmal wollen wir natür-
lich als erstes Tarifverträge abschließen, auf der 
anderen Seite haben wir aber immer mehr Partner, 
die sich in die Büsche schlagen. Das sind Arbeit-
geberverbände, die nicht bereit sind, mit uns zu 
verhandeln. Wir kennen aus dem Handwerk den 
so genannten Blitzwechsel, dass in der Nacht wäh-
rend laufender Innungsversammlungen die Sit-
zung unterbrochen wird und entschieden wird, 
dass man aus der Tarifbindung aussteigt. So ge-
schehen im Kfz-Handwerk in Hessen, wo dann 
über Nacht über 2 000 Betriebe nicht mehr tarifge-
bunden sind. Was dazu führt, dass Kfz-Betriebe, 
Handwerksbetriebe zum Beispiel in Nordrhein-
Westfalen in den Industriearbeitgeberverband ein-
treten. Das müsste untersagt werden. Wir brau-
chen natürlich bei Ausgliederungen von Unter-
nehmensteilen die Fortgeltung von Tarifverträgen. 
Aber problematisiert werden müssen auch die OT-
Mitgliedschaften bei den Arbeitgeberverbänden. 
Da haben wir ja eine Situation, man tritt in einen 
Eishockey-Club ein und anschließend soll man 
Tennis spielen. Wenn ein Arbeitgeberverband da 
ist, dann muss der auch entsprechend Tarifver-
träge anbieten, beziehungsweise Tarifverträge ab-
schließen. Und lassen Sie mich sagen, Tarifver-
träge schützen ja auch den Wettbewerb. Er findet 
dann über die beste Dienstleistung und die 
schnellste Umsetzung einer Dienstleistung bezie-
hungsweise eines Gewerks statt und nicht auf dem 



  

 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

   
 

19. Wahlperiode Protokoll der 130. Sitzung 
vom 7. Juni 2021 

Seite 7 von 20 

 
 

Rücken der Beschäftigten. Wir haben sehr oft die 
Situation, dass dort, wo keine Tarife gezahlt wer-
den, die Löhne der Beschäftigten aufgestockt wer-
den müssen, wie man in der Sprache der Bunde-
sagentur für Arbeit sagt. Das kann nicht im Sinne 
des Erfinders sein, sondern Tarifverträge schützen 
erstmal auch an dieser Stelle. Das andere ist – und 
da kommen wir vielleicht noch an anderer Stelle 
drauf, wie wird künftig die öffentliche Auftrags-
vergabe gestaltet, an welche Betriebe geht die. Hier 
spielt der Staat eine zentrale Rolle, vor allem 
Kommunen, die Länder und der Bund. Hier kön-
nen Maßstäbe gesetzt werden auch durch die 
neuen Europäischen Richtlinien. Von daher: öf-
fentliche Auftragsvergabe nur an tarifgebundene 
Unternehmen. 

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Meine 
Frage richtet sich an das Handwerk, den ZDH. 
Was sind denn Ihre Möglichkeiten, die Sie sehen, 
um im Handwerk auch gerade bei den kleinen und 
mittleren Unternehmen die Tarifbindung insge-
samt wieder zu stärken? Und wie kann man die 
Innungen insgesamt dann auch motivieren, sich 
zum Abschluss von Tarifverträgen bereit zu erklä-
ren. Was sind da Ihre Erfahrungen, was wäre da 
vom Gesetzgeber oder auch anderweitig sinnvoll? 

Vorsitzender Birkwald: Herr Schummer, ich höre 
gerade, dass Herr Dannenbring derzeit leider nicht 
in unserem Meeting ist. Er hat wahrscheinlich 
technische Probleme. Könnten Sie eine weitere 
Frage an einen anderen Sachverständigen vorzie-
hen? 

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Eine Frage 
hätte ich noch, vielen Dank, Herr Vorsitzender. 
Sie richtet sich an Professor Dr. Thüsing. Wäre 
eine Tariftreueregelung aus Ihrer Sicht mit dem 
Unionsrecht vereinbar und würde auch durch ein 
Tarifgitter nach jetziger Rechtslage für entsandte 
Arbeitnehmer eine entsprechende Wirkung entfal-
ten? 

Sachverständiger Professor Dr. Thüsing: Die 
Frage mit dem Europarecht ist immer eine Frage, 
bei der man sehr vorsichtig sein sollte, allzu prä-
zise Antworten zu geben. Denn der EuGH spricht 
manchmal dunkel wie der Mund der Pythia. Man 
kann sich im Grunde als Europarechtler oder auch 
europäischer Arbeitsrechtler nur darauf verlegen 
zu versuchen, aus den Eingeweiden der vorange-
gangenen Judikate herauszulesen, was denn zu-
künftige Entscheidung sein könnte. Aber es ist un-
bestritten, dass wissen wir angelegt in der Rechts-
sache Rüffer, dass es Möglichkeiten zur Tariftreue 
gibt. Diese Tariftreue knüpft daran an, dass es ein-
mal bei Vergabeentscheidungen – und dann 
kommt es auch auf den Sektor an, der da betroffen 
ist – durchaus möglich ist, Sozialvorgaben zu be-
rücksichtigen. Die neue Arbeitnehmerentsende-
richtlinie geht auch einen Schritt in diese Rich-
tung, dass wir sagen wollen, das europäische 

Recht will einerseits natürlich den freien Wettbe-
werb stützen, andererseits will es sich dem Arbeit-
nehmerschutz nicht entgegenstellen. Wir haben 
auf europäischer Ebene immer die Prüfpunkte der 
Dienstleistungsfreiheit, die werden aber ein stück-
weit eben auch durch die vorhandenen Richtli-
nien konkretisiert. Insofern können wir heute et-
was großzügiger diese Dinge beurteilen, als viel-
leicht noch vor zehn Jahren, als der EuGH eine et-
was striktere Linie geführt hat. Es ist ein ganz ent-
scheidendes Merkmal auch für die Akzeptanz von 
bestimmten Dienstleistungen. Wir haben in dieser 
Legislaturperiode auch das Personenbeförderungs-
gesetz beschlossen und seine Novellierung. Wir 
haben dort den gebündelten Bedarfsverkehr neu 
eingeführt. Da haben sie sich auch ausdrücklich 
darauf geeinigt, dass soziale Standards bei der Ge-
nehmigung dieser gebündelten Bedarfsverkehre 
ermöglicht werden sollten als Voraussetzung. Da 
sind sie sogar noch einen Schritt über die Vergabe-
situation hinausgegangen und haben gesagt, dass 
es schon bei der bloßen Genehmigung möglich 
sein sollte. Auch dafür gibt es europäische An-
sätze. Es kann ein Weg sein, Tarifautonomie zu 
stärken über den Bereich der Tariftreue. Freilich 
immer unter dem Vorbehalt der maßvollen ver-
hältnismäßigen Regelung, weil die fordert das eu-
ropäische Recht.  

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Es geht da-
rum, dass gerade im Mittelstand – auch im Hand-
werk – ein stückweit die Tarifbindung ausbaufä-
hig ist. Welche Maßnahmen des Gesetzgebers oder 
auch anderweitig können Sie sich vorstellen, um 
Innungen und das Handwerk dann auch stärker an 
die Tarifbindung wieder heranzuführen? 

Sachverständiger Dannenbring (Zentralverband 
des Deutschen Handwerks e.V.): Wie kann die Ta-
rifbindung gerade im Mittelstand und im Hand-
werk gefördert werden? Da gibt es letztlich zwei 
Ansätze. Zum einen hat es der Gesetzgeber – 
glaube ich – ein stückweit selber in der Hand, in 
dem er mehr tarifpositives Recht schafft. Das eröff-
net den Tarifvertragsparteien gerade auch im Mit-
telstand und im Handwerk die Möglichkeit, eigene 
Tarifregelungen zu treffen, die passgenau sind für 
ihre Branche, die besonders zugeschnitten sind 
auf die Bedürfnisse eben der kleinen und mittle-
ren Unternehmen. Insofern wäre jede Erweiterung 
des tarifdispositiven Rechtes sicherlich ein Schritt 
in die richtige Richtung, um die Tarifpartnerschaft 
auch im Handwerk und im Mittelstand zu fördern. 
Mit Blick auf das Handwerk konkret möchte ich 
noch Bezug nehmen auf die gerade beschlossene 
Novellierung der Handwerksordnung. Dort ist jetzt 
in § 52 der Handwerksordnung geregelt, dass die 
Innungen – also die Arbeitgeberverbände im 
Handwerk – dazu aufgerufen werden, vermehrt 
von dem Instrument der Tarifverträge Gebrauch zu 
machen. Dieser Appell ist durchaus im Einverneh-
men mit den Gewerkschaften und dem ZDH in die 
Handwerksordnung aufgenommen worden. Wir 
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stehen auch dafür ein, dass dieser Appell von den 
Tarifvertragsparteien im Handwerk wahrgenom-
men und mit Leben erfüllt wird. Dazu wollen wir 
auch mit den Gewerkschaften weitere Gespräche 
führen, was die Zukunft der Tarifbindung und der 
Tarifautonomie im Handwerk angeht. Wir sind gu-
ten Mutes, dass wir unsere Mitglieder am Ende da-
von überzeugen können, dass die Tarifbindung ein 
Gut ist, das wir pflegen und hegen müssen.  

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Die Frage 
richtet sich an die BDA und Herrn Werneke. In 
der Debatte zum Entsendegesetz haben wir doch 
auch hier auf parlamentarischer Ebene im Bundes-
tag festgestellt, dass die statistische Auswertung 
der Tariflandschaft nicht wirklich aktuell ist und 
dass eine Vielzahl an Zahlen fehlt. Wieviele bun-
desweite allgemeinverbindliche Tarifverträge bei-
spielsweise unter das Gesetz fallen, wie viele Ta-
rifvertragsgesetze und nach dem Arbeitnehmerent-
sendegesetz abgeschlossen wurden, wie viele Per-
sonen jeweils davon profitieren und wie es mit 
der regionalen Tariflandschaft aussieht, es fehlt da 
in der Tat an aussagekräftigen Zahlen, Daten und 
Fakten. Wäre es in Ihrem Sinne – auch im Sinne 
einer Tarifbindung – eine solche Zahlen- und 
auch Faktenbank wieder zu aktualisieren und da-
rauf basierend dann weitere Politik zu gestalten? 

Sachverständiger Wolf (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Die Frage be-
steht aus zwei Elementen. Das eine ist die Frage, 
ob wir genug Daten haben. Ich glaube, dass was 
uns auch Frau Professor Kohaut eben dargestellt 
hat und die Datenlage, die wir beim IAB haben, 
die ist schon recht umfassend. Die Frage der Er-
streckung – und das ist das zweite Element von 
Tarifverträgen und die Frage der Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung – krankt – glaube ich – we-
niger an der Frage, welche Datenlage haben wir, 
sondern an der Auslegung der Arbeitnehmerent-
senderichtlinie. Diese Entsenderichtlinie ist nach 
überwiegender Meinung relativ eindeutig. Sie sagt 
nur, dass allgemeinverbindliche Tarifverträge im 
Falle der Entsendung für die ersten zwölf respek-
tive 18 Monate erstreckt werden müssen. Sie sagt 
gerade nicht, es müssen mehr Tarifverträge zwin-
gend gemacht werden. In Deutschland ist es gute 
Übung, allein schon um einen Flickenteppich an 
Tarifverträgen und Tarifgeltung auszuschließen, 
diese Erstreckung nach dem Arbeitnehmerentsen-
degesetz nur für bundesweit geltende Tarifverträge 
durchzuführen. Damit sind wir vollständig drin, 
was die Richtlinie verlangt. Eine ganz andere 
Frage ist es, ob man auch regionale Tarifverträge 
erstrecken will. Das würde dazu führen, dass die 
Tarifverträge aus einigen Gebieten des Bundes bei 
der Entsendung in ein anderes Gebiet nicht mehr 
Anwendung finden würden. Das hat aber keine 
Relevanz für die Frage, ob wir genügend Daten ha-
ben. Das ist eine grundsätzliche Frage, ob man die 
Tarifautonomie schützen und stärken will. Und 
die schützt und stärkt man eben nur, indem man 

nur bundesweit geltende Tarifverträge – wir reden 
von Entgelttarifverträgen – nach dem Arbeitneh-
merentsendegesetz erstreckt. 

Sachverständiger Werneke: Natürlich ist die all-
gemeine Datenlage verbesserungswürdig, weil wir 
Indikatoren aus dem Bereich des IAB haben, so-
wohl die Gewerkschaften als auch der DGB als 
auch die Hans-Böckler-Stiftung. Umgekehrt haben 
sicherlich auch die Arbeitgeberverbände, BDA 
und die nahestehenden Institutionen so etwas wie 
Überblicke über die Geschehnisse. Aber eine ge-
einte Datengrundlage gibt es nicht, und die wäre 
hilfreich. Wenn ich konkrete Entwicklungen der 
letzten Jahre noch einmal Revue passieren lasse, 
dann gab es eine eher größere Bewegung nach dem 
Arbeitnehmerentsendegesetz, Tarifverträge auf 
ganze Branchen zu erstrecken. In der vorvorletzten 
Legislaturperiode des Deutschen Bundestages un-
ter der Arbeitsministerin Ursula von der Leyen 
gab es eine ganze Reihe von Vorgaben. Dann ha-
ben wir noch in der ersten Phase der letzten Legis-
laturperiode eine ganze Reihe von Erstreckungen 
gehabt und in der Vergangenheit eher nicht mehr. 
Wie auch die Zahl der Tarifverträge, die erfolg-
reich für allgemeinverbindlich erklärt wurden, 
deutlich nachgelassen haben über die Jahre. Aus 
verschiedenen Gründen: Einmal auf Grund der 
schwierigen Konstellation in den Tarifausschüs-
sen. Allgemeinverbindlichkeitsanträge, die zusam-
men mit dem jeweiligem Arbeitgeber eingebracht 
wurden, haben dort keine Mehrheit bekommen. 
Das gilt zum Beispiel für Tarifverträge aus dem 
Bereich der Sozialwirtschaft, die regelmäßig in 
den Tarifausschüssen gescheitert sind. Es ist aber 
auch festzustellen, dass generell die Bereitschaft 
von Arbeitgeberverbänden, Tarifverträge zur All-
gemeinverbindlichkeit mit uns als zuständiger Ge-
werkschaft anzumelden, tendenziell eher ab-
nimmt, was auch damit zu tun hat, dass der Ein-
fluss der OT-Mitglieder in den Arbeitgeberverbän-
den in den letzten Jahren deutlich angewachsen 
ist und die OT-Mitgliedsbetriebe zunehmend das 
tarifpolitische Geschehen der Arbeitgeberverbände 
beherrschen und auch die grundsätzliche Ausrich-
tung der BDA immer mehr beherrschen.  

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Kurze Frage 
an Herrn Professor Thüsing. Sehen Sie das Instru-
mentarium Tarifausschuss im Feld der Allgemein-
verbindlichkeitserklärung für ausgereift und aus-
gefeilt oder sollte durch eine stärkere Einbezie-
hung der Fachgewerkschaft und der Facharbeitge-
ber hier eine Änderung vollzogen werden? 

Sachverständiger Professor. Dr. Thüsing: Das bis-
herige System hat sich in der Vergangenheit be-
währt, es ist ein eingespieltes System. Jede Modifi-
zierung, die vorgeschlagen wird, etwa dass man 
sagt, es kann nur noch mehrheitlich abgelehnt 
werden, da muss man sehr vorsichtig sein, weil es 
die Akzeptanz senken könnte, dass es überhaupt 



  

 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

   
 

19. Wahlperiode Protokoll der 130. Sitzung 
vom 7. Juni 2021 

Seite 9 von 20 

 
 

Allgemeinverbindlichkeitsanträge gibt. Denn na-
türlich haben die Tarifvertragsparteien es in der 
Hand, Tarifverträge abzuschließen und den Antrag 
zu stellen. Und in dem Moment, wo sich eine 
Seite über den Tisch gezogen fühlt, wird es viel-
leicht zu weniger Anträgen kommen, das kann in 
keinerlei Interesse sein, weder der Arbeitgeber- 
noch der Arbeitnehmerseite. Deshalb glaube ich, 
wenn man über eine Reform nachdenkt, dann 
sollte man tunlichst darauf achten, dass man das 
Gleichgewicht von Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merseite nicht in Frage stellt, denn gerade das ist 
doch Voraussetzung dafür, dass eben die Normen 
des einen Tarifvertrages auf Nichtorganisierte er-
streckt werden können. Da liegt ja auch immer 
eine Grundrechtsbeeinträchtigung drin, und die 
muss gerechtfertigt werden. Das liegt ein Stück 
weit auch in der prozeduralen Gestaltung, dass 
man eben sagt, da ist mehrheitlich von den Par-
teien, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer repräsen-
tieren gesagt worden, dass das der richtige Weg 
ist. Dabei muss es grundsätzlich bleiben. Im Übri-
gen ist alles, was Sachverstand einbringt, natür-
lich etwas, was zu begrüßen ist, aber es darf eben 
nicht zu Lasten der einen oder anderen Seite ge-
hen. 

Vorsitzender Birkwald: Vielen Dank Professor 
Thüsing. Alles, was Sachverstand betrifft, und 
den, der gut ist, das begrüßen wir natürlich aus-
drücklich. Damit ist die Befragungszeit der 
CDU/CSU-Fraktion beendet und wir kommen zur 
Fragerunde der SPD-Fraktion und da wird die 
erste Frage gestellt von Kollegen Bernd Rützel. 

Abgeordneter Rützel (SPD): Meine Frage geht an 
den Deutschen Gewerkschaftsbund. Wie beurtei-
len Sie die Idee durch ein Tariftreuegesetz auf 
Bundesebene dafür zu sorgen, dass öffentliche 
Aufträge nur an Unternehmen vergeben werden, 
die nach Tarif bezahlen? Was hätte das für Aus-
wirkungen? 

Sachverständiger Körzell (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Wir begrüßen selbstverständlich den 
Vorschlag, dass zukünftig öffentliche Aufträge nur 
noch vergeben werden an tarifgebundene Unter-
nehmen. 400 bis 500 Milliarden Euro werden je-
des Jahr in der öffentlichen Auftragsvergabe verge-
ben und da ist es für uns wichtig, dass dieses Geld 
an Unternehmen geht, die sich an Tarifverträge 
und Gesetze halten und die nicht unter Dumping-
Löhnen den Auftragszuschlag bekommen. Sodass 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dort auch 
noch zur Not durch staatliche Unterstützung ihren 
Lohn aufgestockt bekommen müssen. Das ist ein 
ganz wichtiges Element zur Stärkung der Tarifbin-
dung. Wir haben es in vielen Ländern, Sachsen 
wird jetzt auch ein Tariftreue- und Vergabegesetz 
machen. Wir haben es leider nicht im Bund, der 
eigentlich zuständige Minister Altmaier hängt 
hier, wie bei der Klimafrage, etwas hinten an bei 
dem Erkenntnisgewinn, wie wichtig ihm das ist. 

Wir haben auch schon weitergehende Tariftreuere-
gelungen in Berlin und in Thüringen, das sind die 
neuesten überarbeiteten Tariftreuegesetze, wo 
auch nochmal festgeschrieben ist: Wie kann das 
branchenübergreifend organisiert werden, dass 
Unternehmen, die den öffentlichen Auftrag be-
kommen, tatsächlich daran gebunden werden, 
dies unter Tarifbedingungen zu machen. Das 
würde für Ordnung auf dem Markt sorgen, weil 
von vornherein nichttarifgebundene Betriebe wis-
sen, dass sie wenig Chancen haben, den Auftrag 
zu gewinnen und das gehört dazu, auch die Tarif-
autonomie zu bestärken und zu stützen in unse-
rem Land. 

Abgeordneter Rützel (SPD): Meine nächste Frage 
geht an Herrn Professor Düwell. Und zwar zielt 
die auf Fortgeltung von Tarifverträgen. Meine 
Frage ist, ob es aus Ihrer Sicht ausreicht, so wie es 
im Moment im § 613a BGB beschrieben ist. Wie 
beurteilen Sie die Möglichkeit, dass die Geltung 
von Tarifverträgen auch bei Betriebsaufspaltun-
gen, bei Auslagerungen festgeschrieben werden 
können? 

Sachverständiger Professor Düwell: Vielleicht ein 
ganz kleiner Rückblick. Wie ist es zum § 613a 
BGB gekommen? Das war, wenn man nachliest, 
mit dem § 122 BetrVG 1972 geschehen. Das war 
ein großer sozialer Fortschritt. Nämlich es konnten 
Betriebe nicht mehr ohne Belegschaft verkauft 
werden. Später sind durch die Europäische Union 
in Weiterentwicklung zu § 613a Absatz 1 Satz 1 
noch die Sätze 2 bis 4 hinzugekommen, wo die 
Fortgeltung von kollektiven Vereinbarungen teil-
weise normativ, teilweise vertraglich, geregelt ist. 
Das ist ein sehr komplexes Rechtsgebiet, da sollte 
man nicht so ohne weiteres mit einer plakativen 
Forderung „das muss alles kollektiv sein“ eindrin-
gen, denn der Vorteil einer vertraglichen Weiter-
geltung ist: Das Recht kann nicht ohne weiteres 
geändert werden, da bedarf es dann einer Ände-
rungskündigung oder einer Änderungsvereinba-
rung. Also wäre ich mit plakativen Forderungen 
hier etwas zurückhaltend. Was natürlich richtig 
ist, das ist, dass durch Aufspaltung, aber nicht von 
Betrieben sondern von Rechtsträgern, die Möglich-
keit besteht, Unternehmen oder Unternehmens-
teile tariffrei zu machen. Da gab es in den 90er 
Jahren eine Entscheidung des 5. Senats, die völlig 
in Vergessenheit geraten ist. Sie betraf eine Ge-
samtrechtsnachfolge im Beitrittsgebiet. Damals hat 
der 5. Senat unter dem Vorsitzenden Schaub eine 
Nachwirkung festgestellt. Wäre natürlich sehr 
schön, wenn der Gesetzgeber diese Rechtsfolge 
einmal klarstellen würde, nämlich dass dies auch 
nach Abfassung des Umwandlungsgesetzes in sei-
nem Sinne ist. Aber ich halte nicht allzu viel von 
diesen Regelungen. Da bewegen wir uns auf einem 
Feld, das ganz klein ist und klein und immer klei-
ner wird. Man sollte lieber schauen: Wie kann 
man das Problem insgesamt lösen? Und da sehe 
ich einen Zusammenhang zu den Problemen, die 
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wir vorhin schon einmal diskutiert haben. Es ist 
wichtig, ein Interesse daran zu wecken, eine Ta-
rifbindung einzugehen. Und wie kann man das 
machen? Da muss man überlegen, wie die Allge-
meinverbindlichkeit von Tarifverträgen wirkt. Die 
kann so wirken, dass ein Trend entsteht, lieber ak-
tiv an der Gestaltung von Tarifverträgen teilzuneh-
men, und zwar als Vollmitglied: denn da kann 
man was bestimmen. Wenn dagegen durch Allge-
meinverbindlicherklärung ein Tarifvertrag ver-
bindlich wird, dann kann man nicht mitwirken, 
da kann man nur anwenden. Da muss man sehen, 
dass es in diesem Bereich eine Art von Lawine 
gibt. Seit 1990 hat sich diese Lawine absturzmäßig 
nach unten bewegt, denn 1990 gab es noch – ich 
muss mal in meinen Unterlagen nachschauen – 
eine große Anzahl von entsprechenden Anträgen 
auf Allgemeinverbindlicherklärung, die gestellt 
wurden. Wenn ich das richtig sehe, waren das 
110. Die aktuelle Zahl der Anträge ist 18, also nur 
noch circa ein Zehntel. Das zeigt, es ist eine La-
wine im Gang, und die kann man nur aufhalten, 
indem man das AVE-Recht verbessert und verein-
facht. Nötig sind mehr allgemeinverbindliche Ta-
rifverträge, gerade in diesen Bereichen, die Dienst-
leistungen betreffen und zunehmen. Im verarbei-
tenden Bereich ist die Tarifbindung noch anders. 
Die große Erosion ist im Dienstleistungsbereich 
und da muss man entsprechend gegen vorgehen. 
Sonst wird der Trend zur OT-Mitgliedschaft sehr 
stark. Wenn wir so viele OT-Mitglieder haben, 
dass sie entsprechend die Verbände beeinflussen 
können durch ihre große Anzahl aber auch ihre 
Beitragsleistung, dann ist natürlich das Interesse 
der Verbände an Tarifverträgen möglicherweise 
nicht mehr so groß. Von daher denke ich ist es 
wichtig, auf diesem Gebiet tätig zu werden und für 
mehr allgemeinverbindliche Tarifverträge zu sor-
gen. Dann könnte der Trend wieder zurückgehen, 
nämlich zur aktiven Gestaltung durch Tarifbin-
dung und Tarifmitgliedschaft. Aber vielleicht 
noch kurz ein Wort – weil es vorhin gesagt wurde 
– zur Datenlage. Die Datenlage ist relativ klar und 
deutlich. Was fehlt ist, was anderes. Warum hat 
das Tarifregister des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales seit mehreren Jahren das schöne 
Schild in Überarbeitung? Niemand findet dort ei-
nen Tarifvertrag, der allgemeinverbindlich ist. Er 
muss zum Zoll gehen, damit er dort etwas findet. 
Das Interesse scheint wohl auch bei dem zuständi-
gen Ministerium noch nicht ganz so ausgeprägt zu 
sein. Ich habe das in der Anhörung zur Entsende-
richtlinienumsetzung gesagt, und seitdem hat sich 
nichts getan. Da ist eine Baustelle, und da muss 
gebaut werden.  

Abgeordneter Rützel (SPD): Die Frage geht wieder 
an den Deutschen Gewerkschaftsbund. Plötzlich 
waren ganz viele Menschen im Homeoffice geses-
sen oder arbeiten mobil und viele sind das auch 
heute noch durch die Pandemie. Wie hat sich das 
auf die Gewinnung von Mitgliederwerbung der 

Gewerkschaften ausgewirkt? Es ist ja ein Recht, 
sich gewerkschaftlich zu organisieren. Haben Sie 
dadurch Schwierigkeiten? Kann man dort ein digi-
tales Zugangsrecht ableiten oder gar fordern? 
Macht es Sinn, wie sehen Sie das? 

Sachverständiger Körzell (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Selbstverständlich ist es für uns 
schwieriger in Zeiten der Pandemie und bei einem 
hohen Homeoffice-Anteil mit unseren Kolleginnen 
und Kollegen in Kontakt zu treten. Das ist eine ge-
spaltene Möglichkeit, die wir da mitbekommen. 
Auf der einen Seite wird produziert, und dort kön-
nen wir nach wie vor die Kolleginnen und Kolle-
gen ansprechen. Auf der anderen Seite sind doch 
mehrere Millionen Beschäftigte im Homeoffice. 
Wir sagen, wir brauchen dazu ein digitales Zu-
gangsrecht zu den Beschäftigten über die digitalen 
Seiten und über das, was auch im Betrieb organi-
siert wird, um auch die Kolleginnen und Kollegen 
während einer Pandemie öffentlich ansprechen zu 
können und unsere Beratungsleistungen anzubie-
ten. Jetzt wird schon gesagt von allen: „Nein, das 
geht auf keinen Fall. Das ist Teufelszeug. Das geht 
zu weit.“ Ich will sagen, wir haben seit dem 
18. Mai 2021 eine erste tarifvertragliche Regelung 
dazu. Die Industriegewerkschaft Bergbau-Chemie-
Energie hat gemeinsam mit dem Arbeitgeberver-
band der Kautschuk-Industrie in einer Sozialpart-
nervereinbarung das digitale Zugangsrecht zu den 
Beschäftigten geregelt. Das ist ein Eisbrecher, der 
dort geregelt worden ist. Wir gehen davon aus, 
dass ähnlich wie bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall die Politik dies auch zum Anlass 
nimmt, hier eine Regelung zu schaffen in einem 
Gesetz, das genau diese Frage, die auch im Be-
triebsverfassungsgesetz geregelt ist, nicht in jedem 
Betrieb neu regeln müssen und in jedem Tarifver-
trag, sondern dass es hierzu eine gesetzliche Rege-
lung gibt, bis hin zu einem digitalen Zugangsrecht 
der Gewerkschaften. Das ist eine moderne Be-
triebsverfassung. Das möchte ich ausdrücklich sa-
gen, damit wir die Kolleginnen und Kollegen auch 
unter diesen veränderten Bedingungen anspre-
chen können.  

Abgeordneter Kapschack (SPD): Meine Frage geht 
an Herrn Professor Düwell. Welche Möglichkeiten 
sehen Sie, die Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
von Tarifverträgen noch weiter zu vereinfachen? 
Wir haben das vorhin schon mal angetippt, aber 
ich hake hier nochmal nach. 

Sachverständiger Professor Düwell: Eine Verein-
fachung ist nötig. Das Einfachste ist natürlich, 
man macht das wie in Spanien. Herr Professor 
Däubler hat das in seiner schriftlichen Stellung-
nahme dargestellt. Jeder Tarifvertrag wird dort all-
gemeinverbindlich. Das – denke ich allerdings – 
wird bei uns in der Bundesrepublik Deutschland 
unter Beachtung des Artikels 9 Absatz 3 Grundge-
setz „Negative Koalitionsfreiheit“ schwer, recht-
lich zu vertreten sein. Aber es gibt natürlich auch 
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noch zwischen dieser ganz einfachen Lösung und 
der komplizierten Lösung, die wir heute haben, in 
der Mitte vielleicht die richtige Lösung. Da könnte 
es sein, dass man hier den Tarifausschuss ein biss-
chen verändert. Da würde schon einiges gesche-
hen, wenn man es so macht, dass ein Tarifvertrag 
insoweit nicht mehr voraussetzt, dass das öffentli-
che Interesse nachgewiesen werden muss, sondern 
dass man es umgekehrt macht. Wenn im Tarifaus-
schuss nicht widersprochen wird, das öffentliche 
Interesse sei beeinträchtigt, dann wäre das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales an sich 
nur noch Notar. Es würde das notariell beurkun-
den, in den Bundesanzeiger setzen und daraufhin 
wäre es ganz einfach – sofern das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales auch die Aufgabe 
wahrnimmt –, ein Tarifregister wirklich aktuell – 
und das nicht nur jahresaktuell –, vielleicht wo-
chenaktuell zu führen. Man kann natürlich dort 
noch überlegen, wie man das im Einzelnen ausge-
staltet. Die einfachste Lösung scheint mir aber so 
zu sein, dass man diese Widerspruchslösung 
wählt. Der Tarifausschuss kann nur widerspre-
chen, wenn das öffentliche Interesse beeinträchtigt 
wird. Das stärkt die Tarifautonomie: denn das 
bringt mehr Tarifbindung zustande. Wird so etwas 
„verordnet“, Können auch die Tarifunwilligen auf 
einmal tarifwillig werden, denn sie wollen 
schließlich mitgestalten. Das scheint mir eine sehr 
charmante Lösung zu sein, die auch gar nicht so 
viel Bürokratie voraussetzt, sondern entbürokrati-
sierend wirkt. Damit das dann funktioniert, 
müsste man vielleicht dann auch noch den Ein-
fluss der Spitzenverbände etwas zurückfahren, in-
dem man sagt, dass nicht nur die Spitzenverbände 
in den Tarifausschuss entsenden, sondern dass 
auch die Tarifvertragsparteien, die den Antrag auf 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung stellen, im 
Tarifausschuss vertreten sind. Da hätte man – wie 
ein Vorredner schon sagte – den Sachverstand mit 
drin. Der hätte noch nicht mal die Mehrheit. Es 
würde völlig ausreichen, wenn man sagt, dass der 
Tarifausschuss nur mit Mehrheit widersprechen 
kann. Dann hätte man wirklich das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales in der Rolle des 
Notars. Es müsste nicht groß prüfen, sondern nur 
prüfen, ob rechtzeitig ein Widerspruch vorliegt. Ist 
der auch mit Gründen versehen? So wie in etwa 
das Zustimmungsverweigerungsrecht des Betriebs-
rats nach § 99 BetrVG. Ich kann nur empfehlen, 
einmal nachzulesen in § 99 Absatz 2 BetrVG. Das 
wäre mein Vorschlag, und der ist relativ einfach. 

Abgeordnete Glöckner (SPD): Meine Frage geht an 
Herrn Werneke. Wie beurteilen Sie den aktuellen 
Gesetzentwurf zur Pflegereform? Wir reden viel 
über Tarifbindung. Hierbei geht es auch um Ta-
rifbindung und den Aspekt, mehr Beschäftigte in 
der Pflege unter die Vorteile des Tarifvertrags zu 
stellen.  

Sachverständiger Werneke: Der vorliegende Ge-
setzentwurf ist der Versuch, mehr Tarifanwen-
dung in der Altenpflege- und Langzeitpflegebran-
che wirken zu lassen. Wir sehen allerdings bei 
dem vorliegenden Gesetzentwurf deutliche 
Schwächen, insbesondere eine Missbrauchsanfäl-
ligkeit; denn nach dem vorliegenden Gesetzent-
wurf reicht es vollkommen aus, dass es in einem 
Bundesland einen einzelnen Tarifvertrag bei ei-
nem einzelnen Anbieter gibt, unter den im Zwei-
felsfall nun ganz wenige Beschäftigte fallen, der 
vielleicht auch gar nicht von einer arbeitgeber-
freien Gewerkschaft durchgesetzt wurde. Dieser 
einzelne Tarifvertrag, obwohl er überhaupt keine 
Bedeutung und Relevanz hat in der Anwendung 
für dieses Bundesland, reicht aus, dass sich alle 
privaten Anbieter auf diesen einzelnen Tarifver-
trag beziehen können und dann nach diesem Ta-
rifvertrag bezahlen. Das fließt dann auch in den 
gewichteten Tarifindex des Bundeslandes ein. Das 
ist sehr missbrauchsanfällig. Deshalb ist unsere 
Forderung, hier zu einer Nachbesserung zukom-
men, so dass tatsächlich nur Tarifverträge in Be-
zug genommen werden können, die auch eine ge-
wisse Relevanz haben in einem Bundesland. Ein 
Weg dazu wäre, dass nur Tarifverträge in Anwen-
dung gebracht werden können, die für mehrere 
Anbieter in einem Bundesland abgeschlossen 
sind, um dort auch zu verhindern, dass sonst die 
Gefahr droht, dass sich bestehende Lohnunter-
schiede zwischen ost- und westdeutschen Län-
dern verfestigen. 

Vorsitzender Birkwald: Vielen herzlichen Dank. 
Damit ist nämlich die Befragungszeit der SPD-
Fraktion mehr als vorüber. Wir kommen zur Befra-
gungsrunde der AfD-Fraktion, wo der Abgeordnete 
Jürgen Pohl die erste Frage stellt. 

Abgeordneter Pohl (AfD): Meine erste Frage rich-
tet sich an den Sachverständigen Schreck. Sie ha-
ben zwei Vorschläge zur Verbesserung der Ta-
rifbindung gemacht, nämlich einerseits die Ver-
besserung der Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
und andererseits aber auch die Erhöhung der 
Kompetenzen für die Betriebsräte. Meine weitere 
Frage richtet sich zum Tariftreuegesetz für die 
Ausschreibung öffentlicher Aufträge. Finden Sie, 
es ist notwendig, was sagen Sie zu diesem Thema? 

Vorsitzender Birkwald: Herr Schreck, man hört 
Sie nicht. 

Abgeordneter Pohl (AfD): Dann zieh ich erstmal 
vor, würde ich vorschlagen. 

Vorsitzender Birkwald: Ja, bitte. An wen? 

Abgeordneter Pohl (AfD): Mit der inhaltlich glei-
chen Frage letztendlich wende ich mich an Herrn 
Jan Dannenbring vom ZDH. Einerseits sagen Sie, 
Herr Dannenbring, dass die zur Stärkung der Ta-
rifbindung im Handwerk anzustreben sei, anderer-
seits sagen Sie aber auch, ein Tariftreuegesetz 
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braucht es nicht. Könnten Sie das im Kontext 
noch mal erläutern, bitte? 

Sachverständiger Dannenbring (Zentralverband 
des Deutschen Handwerks e.V.): Zunächst zum 
Thema Bundestariftreuegesetz, inwieweit die Ar-
beitgeberverbände im Handwerk dies für erforder-
lich halten. Die Frage ist zu beantworten vor dem 
Hintergrund der schon bestehenden Rechtslage. 
Da müssen wir feststellen, dass wir einen Flicken-
teppich von landesspezifischen Tariftreueregelun-
gen in Deutschland haben mit sehr unterschiedli-
chen Regelungen – angefangen bei den einzuhal-
tenden Mindestlöhnen bis hin zu anderen Rege-
lungen. Das macht es für die Betriebe, die im ge-
samten Bundesgebiet tätig sind und sich an öffent-
lichen Vergaben beteiligen wollen, enorm schwie-
rig. Der bürokratische Aufwand ist damit sehr 
hoch. Das ist gerade für die kleinen und mittleren 
Betriebe des Handwerks ein großes Problem und 
nicht zuletzt ein Grund, warum sich viele Betriebe 
des Handwerks aus der öffentlichen Vergabe 
längst zurückgezogen haben, weil das für sie 
längst viel zu administrativ aufwendig ist. Von da-
her stehen wir einem Bundestariftreuegesetz, dass 
on top noch käme auf diese landesrechtlichen Re-
gelungen, kritisch gegenüber. Wenn es denn eine 
einheitliche Regelung wäre, die bundesweit gelten 
würde und alle landesspezifischen Regelungen er-
setzen würde, dann wäre das sicherlich ein ande-
rer Ansatz. Ansonsten sind wir im Handwerk sehr 
an einer starken Tarifbindung interessiert. Wie ich 
schon aufgeführt habe, haben es letztlich oder zu-
nächst vor allen Dingen die Tarifvertragsparteien 
selbst in der Hand, durch den Abschluss attrakti-
ver Tarifverträge und weiterer Vereinbarungen für 
neue Mitglieder attraktiv zu sein und ihre bisheri-
gen Mitglieder an die Tarifbindung auch weiter zu 
binden. Wir begrüßen insoweit die Novelle der 
Handwerksordnung, wo durch die Regelung in 
§ 52 die Betriebe aufgefordert werden, sich stärker 
in die Tarifbindung einzubringen. Das ist eine 
Aufforderung des Gesetzgebers, der eine gute Ba-
lance zwischen gesetzgeberischem Appell auf der 
einen und Tarifautonomie auf der anderen Seite 
zu Wege bringt. 

Vorsitzender Birkwald: Vielen Dank, Herr Dan-
nenbring. Jetzt versuchen wir noch einmal, ob 
Herr Schreck sich jetzt mit dem Mikro zu uns ge-
sellen kann. Eingewählt soll er sein, wie ich höre, 
aber er ist wohl stumm geschaltet. Herr Schreck, 
Sie müssen Ihr Mikro einschalten. Dann stellen 
wir noch mal zurück und Herr Pohl hat die 
nächste Frage. 

Abgeordneter Pohl (AfD): Meine nächste Frage 
richtet sich an Herrn Thüsing. Sie haben auf den 
Zusammenhang zwischen, ich sage mal, guter Be-
triebsratstätigkeit und Tarifverträgen hingewiesen. 
Ich weiß, dass derzeit die rechtliche Lage dazu 
noch nicht gegeben ist. Sie müsste verändert wer-
den. Aber was halten Sie von dem Vorschlag, dem 

Betriebsrat Rechte zu erteilen, betriebliche Tarif-
verträge zu verhandeln, wenn es den Gewerk-
schaften nicht gelingt, dort in einem Flächentarif-
vertrag vorzugehen und wenn es zum Beispiel 
wieder nicht gelingt, in einer Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung Ergebnisse zu erreichen? 

Sachverständiger Professor Dr. Thüsing: Das wäre 
eine Umkehrung dessen, was wir momentan ha-
ben. In § 77 Absatz 3 BetrVG steht ja ausdrücklich 
drin, dass die Betriebsräte nicht als Ersatzgewerk-
schaften agieren sollen, sondern selbst da, wo eine 
Regelung zwar tarifverträglich nicht existiert, son-
dern nur üblich ist, Betriebsvereinbarungen nicht 
abgeschlossen werden können. Das heißt, allein 
schon die Tatsache, dass es ein Handlungsfeld für 
die Gewerkschaften gibt, soll den Betriebsparteien 
die Hände binden. Das ist vom damaligen Gesetz-
geber des BetrVG bewusst so gewählt worden, 
weil wir eben die Gewerkschaften nicht dadurch 
schwächen wollen, dass wir ihnen die Betriebsräte 
als Ersatzgewerkschaften vor Ort an die Seite stel-
len – wenn es mit den Gewerkschaften nicht zu-
stande kommt, dann versuche ich es halt mit den 
Betriebsräten als Arbeitgeber. Deswegen hier ein-
zugreifen, müsste wohl überlegt sein, insbeson-
dere auch deswegen, weil einige, durchaus promi-
nente Stimmen sagen, dass der Schutz des § 77 
Absatz 3 letztlich sogar verfassungsfest ist. Die sa-
gen, es muss so sein, dass die bloße Tarifüblich-
keit Betriebsvereinbarung schon ausschließt. 
Wenn man davon ausgeht, dann wäre das rechts-
politisch gar nicht mehr zu diskutieren, dann wäre 
es verfassungsrechtlich unzulässig. Aber auch 
rechtspolitisch würde ich hier ein großes Fragezei-
chen machen. 

Vorsitzender Birkwald: Herr Pohl, ich habe eben 
gesehen, bei Herrn Schreck war es kurz grün. Wol-
len Sie die Frage noch mal wiederholen? 

Abgeordneter Pohl (AfD): Wir sollten vorher viel-
leicht fragen, ob er online ist. 

Vorsitzender Birkwald: Herr Schreck, eben haben 
sie es grün geschafft, schaffen Sie es jetzt wieder, 
das Mikro anzumachen? Dann, bitte, einmal mit-
teilen, dass Sie hören und reden können. Das war 
wohl nur ein kurzes Aufblitzen, dann Herr Pohl 
Ihre nächste Frage. 

Abgeordneter Pohl (AfD): Jetzt an den DGB. Wir 
haben die Diskussion über die Veränderung der 
Rechtslage im Rahmen der Allgemeinverbindlich-
keit und Tariftreue doch eigentlich nur, weil die 
Tarifbindung in Deutschland erheblich abgenom-
men hat. Die Abnahme bzw. das Nichtzustande-
kommen von Tarifbindung in Ostdeutschland 
nach der Wende war erschreckend. Jetzt die kon-
krete Frage: Wo macht es der DGB dran fest, dass 
seine Gewerkschaften in der Tarifbindung so er-
schreckend hinten dran sind? 
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Sachverständiger Körzell (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Zunächst einmal reden wir hier über 
Auswirkungen der Wende, wo viele Beschäftigte 
damals auch mit ihren Arbeitgebern ein Abkom-
men hatten, insgeheim zu sagen, wir sind ruhig, 
dafür behalten wir unsere Arbeit. Das dreht sich 
aber im Moment. Wenn Sie an Riesa-Senf denken, 
an die Nudelwerke, die mitteldeutsche Getränke-
industrie, überall dort, wo Beschäftigte sich gerade 
auch im letzten Jahr organisiert haben, um Tarif-
verträge durchzusetzen, waren sie sehr erfolgreich. 
Das heißt, wir sind jetzt in einer Generation, die 
genau sagt, wir wollen die Lohnunterschiede, die 
oft bei hunderten von Euro im Monat liegen zwi-
schen der Tarifbindung und der Nichttarifbin-
dung, die wollen wir aufheben. Hier sind immer 
mehr Beschäftigte auch in Ostdeutschland dabei, 
sich zu organisieren und das mit uns zu machen, 
zum Teil in Haustarifverträgen. Sehen Sie mal in 
Sachsen – Sachsen ist das Bundesland, wo die 
meisten Menschen auch unter Mindestlohnbedin-
gungen entlohnt werden. Irgendwann muss ich 
mal entscheiden, ob ich das ein Leben lang haben 
will unter Mindestlohnbedingungen oder ob ich 
gemeinsam mit einer Gewerkschaft auch dafür 
sorge, dass die Tarifbindung eintritt. Hier gibt es 
mittlerweile eine Entwicklung, die schon dafür 
Sorge trägt, dass auch nicht unbedingt im Flächen-
tarifvertrag, aber in Haustarifverträgen es solche 
Regelungen gibt. Übrigens auch in der Pflege, das 
habe ich mir selber angeguckt in Brandenburg, wo 
Pflegebeschäftigte durch Tarifbindung auf einmal 
über Nacht – nicht über Nacht – aber im Monat 
500,00 € pro Monat mehr bekommen. Das zeigt 
deutlich, dass der Vorteil des Tarifvertrages groß 
ist.  

Vorsitzender Birkwald: Damit ist die Befragungs-
zeit der AfD-Fraktion beendet. Wir kommen zur 
Fragerunde der FDP-Faktion. Dort stellt die Fragen 
der Kollege Carl-Julius Cronenberg. 

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Meine erste 
Frage geht an Gesamtmetall Herrn Wohlfeil. Im 
Zusammenhang mit dem Begehren der Antragstel-
ler, Allgemeinverbindlichkeitserklärungen auszu-
weiten, ist der Eindruck entstanden, Arbeitgeber 
würden sich dem oft oder gern verwehren. Des-
halb meine erste Frage: Wurden in der Vergangen-
heit Anträge auf Allgemeinverbindlichkeit durch 
die Arbeitgeber abgelehnt? 

Sachverständiger Wohlfeil (Gesamtmetall – Ge-
samtverband der Arbeitgeberverbände der Metall- 
und Elektro-Industrie e.V.): Damit alle das wissen, 
sage ich vorab zu Protokoll, dass ich seit einigen 
Jahren Mitglied des hier schon einige Male er-
wähnten Tarifausschusses beim Bundesarbeitsmi-
nisterium bin und deswegen sehr gut beurteilen 
kann, was hier gesagt wurde. In meiner Zeit wurde 
kein einziger Antrag negativ beschieden. Ganz im 
Gegenteil kann ich sagen, dass die Zusammenar-

beit der beiden Bänke im Tarifausschuss ganz her-
vorragend ist und dass wir auch den Sachver-
stand, der hier mehrfach schon angesprochen 
wurde, immer im Ausschuss vertreten haben, weil 
nämlich die Antragsteller dort ihren Antrag vortra-
gen und ausführlich begründen müssen und der 
Tarifausschuss dann auch immer sehr gut die Ge-
legenheit hat, Verständnisfragen, inhaltliche Fra-
gen und auch Hintergrundfragen zu stellen. Der 
Sachverstand, der hier offensichtlich als mangel-
haft unterstellt wird, ist auf jeden Fall gegeben. 
Deswegen halten wir die bisherige Arbeit, Zusam-
mensetzung und auch das Abstimmungsvorgehen 
im Tarifausschuss für ganz passend und sehen 
keinen Änderungsbedarf.  

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Ebenfalls an 
Herrn Wohlfeil. Den Antragstellern zur Folge soll 
das öffentliche Interesse die Position der Sozial-
partner – ich sag mal – übersteuern. Wie ist das Ih-
rer Meinung nach mit dem Grundgesetz, mit der 
Koalitionsfreiheit vereinbar? 

Sachverständiger Wohlfeil (Gesamtmetall – Ge-
samtverband der Arbeitgeberverbände der Metall- 
und Elektro-Industrie e.V.): Der Begriff des öffent-
lichen Interesses ist natürlich für das Verfahren 
auf Allgemeinverbindlichkeitserklärung von ganz 
zentraler Bedeutung, weil hier geregelt wird, wel-
che Anträge auf allgemeinverbindliche Erklärung 
tatsächlich befürwortet werden sollten. Dabei 
muss man eben immer sehen, dass es sich – Herr 
Thüsing hat das vorhin kurz angedeutet – bei ei-
ner Allgemeinverbindlichkeitserklärung immer 
um einen ganz erheblichen Grundrechtseingriff 
handelt, das heißt, dass hier Außenseiter, die mit 
den Sozialpartnern, den Tarifvertragsparteien 
nichts zu tun haben, in eine Regelung hinein ge-
zwungen werden, mit der sie ebenfalls nicht zu 
tun haben, mit der sie auch nichts zu tun haben 
wollen. Deswegen gibt es schon gute Gründe, wa-
rum die Hürden für eine solche Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung nicht allzu niedrig sein 
sollten, damit diese verfassungsgemäß garantierte 
negative Koalitionsfreiheit auch gewährleistet 
werden kann. Und je schwammiger, je offener Sie 
diesen Begriff des öffentlichen Interesses formulie-
ren oder ausgestalten im Gesetz, desto größer ist 
die Gefahr eines Grundrechtseingriffs. Und Sie 
werden sich erinnern, im letzten Gesetzgebungs-
verfahren, dem sogenannten Tarifautonomiestär-
kungsgesetz, was nach unserer Einschätzung der 
Tarifautonomie eher geschadet hat, hat man schon 
mal die Hürden für die Allgemeinverbindlich-
keitserklärung deutlich abgesenkt. Jetzt sollen sie 
noch weiter deutlich abgesenkt werden, damit 
man eben hier noch leichter oder einfacher zu ei-
ner Allgemeinverbindlichkeitserklärung kommt. 
Das lässt sich unseres Erachtens aber nicht mit 
dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der negati-
ven Koalitionsfreiheit vereinbaren. Ich möchte mir 
auch hier die Anmerkung erlauben, dass ich es 
nicht sehr redlich finde, wenn man davon spricht, 
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dass sich hier Arbeitgeber in die Büsche schlagen, 
wie es vorhin gesagt wurde. Manche Politiker sa-
gen auch, es sei unanständig oder schäbig, wenn 
man sich in einen OT-Verband begibt. Es ist ein 
Grundrecht und es muss jedem klar sein, dieses 
Grundrecht ist gewährleistet und nur unter ganz 
bestimmten engen Voraussetzungen darf in dieses 
Grundrecht durch eine allgemeinverbindliche Er-
klärung eingegriffen werden. Dafür muss es klare 
Regeln geben, sonst wird das Ganze unverbindlich 
und schwammig. Ich erinnere alle gern nochmal 
an die Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts 
– zwei Entscheidungen im September 2016 – als 
man damals die Allgemeinverbindlichkeit der So-
zialkassentarifverträge in der Bauwirtschaft ge-
kippt hat, aus sehr formalen Gründen, aber genau 
mit der Begründung. Das ist ein erheblicher 
Grundrechtseingriff und das muss man immer vor 
Augen haben, wenn man hier an den Vorausset-
zungen einer Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
versucht herum zu schrauben.  

Abgeordneter Cronenberg (FDP): An Herrn Wohl-
feil. Wir hatten schon gesprochen über die Attrak-
tivität von Tarifverträgen. Ihre Meinung zum Wir-
kungszusammenhang würde ich gerne hören. In 
welchem Wirkungszusammenhang stehen Reform-
fähigkeit von Tarifverträgen und Tarifbindung? 
Wo könnten diese zwei Partner flexibler werden? 

Sachverständiger Wohlfeil (Gesamtmetall – Ge-
samtverband der Arbeitgeberverbände der Metall- 
und Elektro-Industrie e.V.): Das ist eine Frage, die 
meines Erachtens bisher viel zu kurz kommt, näm-
lich, warum eigentlich die Tarifbindung sinkt. Das 
hat seine Gründe und man redet gar nicht darüber, 
warum wir diesen Rückgang seit Jahren beobach-
ten. Dafür gibt es natürlich – das hat Herr Kollege 
Wolf eingangs schon gesagt – eine ganze Reihe 
von Ursachen. Neben dem, was schon angespro-
chen wurde, dass der Gesetzgeber den Gestaltung-
spielraum der Tarifvertragsparteien immer mehr 
einengt durch Regelungen, die in die ureigenste 
Materie der Tarifvertragsparteien eingreifen – ich 
nenne nur die Stichworte gesetzlicher Mindest-
lohn oder Brückenteilzeit, also Arbeitszeitregelun-
gen –, sind andere Punkte auch maßgeblich, die 
zum Teil auch bei den Vertragsparteien selber lie-
gen. Da müssen wir uns in der Tat auch an die ei-
gene Nase fassen. Ich spreche hier für die Metall- 
und Elektroindustrie. Dort ist es sicherlich so, 
dass wir mittlerweile Tarifregelungen haben, die 
viele kleinere und mittelständische Unternehmen 
schlichtweg überfordern, weil wir hier eben nicht 
in der Lage waren, uns gegen die diesbezüglichen 
Forderungen unserer Gewerkschaft, der IG Metall 
zur Wehr zu setzen. Da wurden Tarifregelungen 
mitgetragen oder eingeführt, die sicherlich eine 
gewisse Komplexität beinhalten. Hier ist ein er-
heblicher Reformbedarf auf Seiten der Tarifver-
tragsparteien sicherlich erforderlich. Ein Punkt 
wurde schon angesprochen, mehr Öffnungsklau-
seln. Wir haben es in dieser Tarifrunde immerhin 

geschafft, Differenzierungsklauseln in den Tarif-
vertrag einzubauen mit der Gewerkschaft, die au-
tomatisch greifen, so dass eben nicht mehr alle 
Unternehmen und alle Mitglieder über einen 
Kamm geschoren werden und man eben mehr auf 
die differenzierten Bedürfnisse der Unternehmen 
Rücksicht nimmt. Ein anderer Punkt ist sicherlich 
auch der rückläufige Organisationsgrad der Ge-
werkschaften, das ist auch schon angesprochen 
worden. Wenn ich nämlich auf der einen Seite 
keine Macht mehr habe, die den Druck entfalten 
kann, dann geht die Tarifbindung natürlich zu-
rück. Das ist ein Problem, was wir im Bereich der 
Industrie offensichtlich nicht haben, aber in vielen 
anderen Branchen, die dann eben nach dem Ge-
setzgeber rufen. 

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Noch eine Frage 
an Herrn Wohlfeil. Welche Auswirkungen auf die 
Tarifbindung in Abgrenzung zur Tarifwirkung 
sind zu erwarten, wenn sich Allgemeinverbind-
lichkeitserklärungen ausbreiten? 

Sachverständiger Wohlfeil (Gesamtmetall – Ge-
samtverband der Arbeitgeberverbände der Metall- 
und Elektro-Industrie e.V.): Das kann ich in der 
Tat sehr kurz beantworten. Das ist für mich vor al-
lem eine rechtliche Frage. Wir haben ja am Anfang 
über die Zahlen des IAB geredet und meines Er-
achtens hat eine Allgemeinverbindlichkeitserklä-
rung auf die Frage der Tarifbindung unmittelbar 
null Auswirkung, weil nämlich mit einer Allge-
meinverbindlichkeitserklärung die Tarifbindung 
nicht steigt. Die Tarifbindung steigt nur bei beider-
seitiger Tarifbindung aufgrund eines Flächentarif-
vertrages oder eines Haustarifvertrages. Eine All-
gemeinverbindlichkeitserklärung ist eine staatli-
che Zwangserstreckung auf Außenseiter und fin-
det sich nach meinem Verständnis auch in den 
Zahlen des IAB gar nicht wieder, sondern dort 
wird nur die tatsächliche Tarifbindung gemessen. 
Das heißt, sie können Allgemeinverbindlichkeits-
erklärungen machen und es ändert sich an dieser 
Statistik nichts. 

Vorsitzender Birkwald: Perfekte Punktlandung, 
herzlichen Dank dafür und so kommen wir jetzt 
von der FDP-Fraktion zur Fragerunde der Fraktion 
DIE LINKE. Und da wird die erste Frage gestellt 
vom Kollegen Pascal Meiser. 

Abgeordneter Meiser (DIE LINKE.): Meine Frage 
richtet sich an Professor Däubler und zwar an-
knüpfend an das Statement des vorherigen Sach-
verständigen: In welchem Verhältnis steht aus Ih-
rer Sicht das Instrument der Allgemeinverbindli-
cherklärung zur tarifautonomen Regelung zur Ta-
rifbindung insgesamt? Teilen Sie die Einschät-
zung, dass das eine Gefährdung der Tarifautono-
mie ist oder stabilisiert das eher und wie bewerten 
Sie in diesem Zusammenhang die von unserer 
Fraktion, der Fraktion DIE LINKE., vorgelegten 
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konkreten Vorschläge zur Stärkung der Allgemein-
verbindlichkeitserklärung? 

Sachverständiger Professor Dr. Däubler: Die All-
gemeinverbindlicherklärung stärkt die Tarifauto-
nomie, weil sie die Wirksamkeit der Tarifverträge 
erweitert. Es werden insbesondere Unternehmen, 
die bisher keinem Arbeitgeberverband angehören, 
einbezogen. Und das bedeutet: Der Flächentarif-
vertrag erfasst wirklich die gesamte Fläche, und es 
gibt innerhalb der Branchen in Deutschland keine 
Gefahr mehr, dass das Tarifniveau unterboten 
wird, dass es also sogenannte „Schmutzkonkur-
renz“ gibt. Für die Arbeitgeberverbände ergibt sich 
– nebenbei gesagt – ein nützlicher Effekt, der vor-
hin – ich meine von Herrn Professor Düwell – 
schon einmal angesprochen wurde: Sie werden 
sich sagen, wenn wir schon als Unternehmen den 
Tarifvertrag praktizieren müssen, dann werden 
wir lieber dem Verband beitreten, dann können 
wir mitentscheiden, was in diesem Vertrag drin 
steht. Wenn wir außen vor bleiben, dann müssen 
wir nur die Regeln umsetzen und vollziehen, die 
andere gesetzt haben.  

Auf gewerkschaftlicher Seite gibt es da und dort 
den Einwand, wenn man die Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung sehr ausweite, lohne sich die 
Gewerkschaftsmitgliedschaft nicht mehr. Das hat 
mir nie eingeleuchtet, und zwar deshalb nicht, 
weil es im einzelnen Betrieb, dessen Inhaber tarif-
gebunden ist, ja schon heute überall das Phäno-
men gibt, dass die Nichtorganisierten nach Tarif 
bezahlt werden. Bezugnahmeklauseln im Arbeits-
vertrag sind absolut üblich. Das kritisiert man 
auch nicht mit dem Argument, es lohne sich nicht 
mehr, in die Gewerkschaft einzutreten. Genau das 
gleiche Modell, das man bei tarifgebundenen Un-
ternehmen praktiziert, würde man dann auf Au-
ßenseiterunternehmen erstrecken. Außerdem steht 
es den Tarifparteien frei, auch Regelungen zu tref-
fen, die unmittelbar an die Gewerkschaftsmitglied-
schaft anknüpfen, also sogenannte einfache Diffe-
renzierungsklauseln; sie könnten nicht auf andere 
erstreckt werden.  

Was Ihre Vorschläge zur Erleichterung der Allge-
meinverbindlicherklärung angeht, so tendiere ich 
auch dazu, möglichst wenige Voraussetzungen zu 
verlangen. Wir haben schon heute einen prakti-
schen Fall dieser Art, nämlich den § 5 Absatz 1a 
Tarifvertragsgesetz. Dort heißt es, dass bei gemein-
samen Einrichtungen eine Allgemeinverbindli-
cherklärung jederzeit möglich sei, wenn es deren 
Funktionsfähigkeit erfordere. Das ist alles. Man 
könnte deshalb unschwer auf die Funktionsfähig-
keit der Tarife in der fraglichen Branche abstellen; 
könnte sie gefährdet sein, läge eine Allgemeinver-
bindlicherklärung im öffentlichen Interesse. Das 
reicht aus meiner Sicht als Voraussetzung völlig 
aus. Ich vermag auch nicht einzusehen, weshalb 
man nur noch gemeinsame Anträge zulässt. Das 
führt zwar zu einer Verbesserung der Atmosphäre 

im Tarifausschuss – das kann ich sehr gut nach-
vollziehen –, weil dorthin immer nur Dinge gelan-
gen, die Konsens gefunden haben. Vor 2014 gab es 
aber die Möglichkeit, dass eine Seite die Allge-
meinverbindlicherklärung beantragte, und das 
sollte man meines Erachtens wieder einführen. 
Außerdem stellt sich dann die Frage, ob es nicht 
eigentlich ausreichend ist, dass der Tarifausschuss 
eine beratende Funktion hat und dadurch seine 
Sachkunde einbringt. Die eigentliche Entschei-
dung muss, wie das auch das Bundesarbeitsgericht 
gesagt hat, beim Minister liegen, der sich selbst 
um die Sache kümmern muss. In Betracht käme 
weiter eine Regelung, wonach der Minister eine 
Allgemeinverbindlicherklärung nur ausnahms-
weise ablehnen kann, wenn ein öffentliches Inte-
resse gegen sie spricht. Das wäre eine klare Er-
leichterung. 

Abgeordneter Meiser (DIE LINKE.): Auch meine 
nächste Frage geht an Herrn Professor Däubler, 
und zwar Themenwechsel: Was sagen Sie zu den 
von uns vorgeschlagenen Vorschlägen zur kol-
lektiven Fortgeltung von Tarifverträgen bei Um-
wandlung und Betriebsübergang, zum Anschluss 
dann auch eine Nachwirkung? Halten Sie das für 
verfassungskonform und sinnvoll, weil es ab und 
zu bestritten wird, um zumindest die abruptesten 
Formen von Tarifflucht ausbremsen zu können? 

Sachverständiger Professor Dr. Däubler: Ich 
möchte das aus Zeitgründen nur kurz beantwor-
ten. Ja, ich halte das für sinnvoll, und ich halte es 
auch für verfassungskonform. Auch sollte man es 
zulassen, dass Neueingestellte automatisch unter 
einen nur noch nachwirkenden Tarifvertrag fallen. 
Diese Auffassung wird auch heute schon in der Li-
teratur vertreten, und zwar von einem ehemaligen 
Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht. 
Man bewegt sich also nicht außerhalb des norma-
len Diskussionsspielraums. Man kann das aus-
drücklich anordnen, eine Grundsatzfrage ist es 
aber nicht. Die Allgemeinverbindlicherklärung ist 
insoweit von ungleich höherer Bedeutung 

Abgeordnete Krellmann (DIE LINKE.): Auch 
meine Frage geht an Herrn Professor Däubler. Ich 
möchte gerne nochmal das Thema OT-Mitglied-
schaften aufgreifen. In unserem Antrag schlagen 
wir vor, OT-Mitgliedschaften zu verbieten - Herr 
Wohlfeil wird das wahrscheinlich als Angriff auf 
seine Grundrechte sehen. Ich muss sagen, wenn 
mein Arbeitgeber einfach so aus dem Arbeitgeber-
verband austritt und aus der OT-Mitgliedschaft, 
dann ist das ein Eingriff in meine Grundrechtsfrei-
heiten. Wie bewerten Sie das? Wie ist Ihre Posi-
tion dazu, auch unabhängig von unserem Antrag? 
Was sagt das geltende Recht dazu? 

Sachverständiger Professor Dr. Däubler: Das gel-
tende Recht enthält den § 3 Absatz 1 Tarifvertrags-
gesetz, der wörtlich lautet: Tarifgebunden sind die 
Mitglieder der Tarifvertragsparteien. Von einer 
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Ausnahme, von Mitgliedern, die nicht tarifgebun-
den sind, ist dort und auch sonst im Gesetz nir-
gends die Rede. Der Vorschlag, dass es keine OT-
Mitgliedschaften mehr geben darf, ist im Grunde 
genommen nichts anderes als die Absicht, die 
Vorschrift des § 3 Absatz 1 TVG wirklich ernst zu 
nehmen. Man könnte also sagen: § 3 Abs. 1 gilt ef-
fektiv, Ausnahmen sind nicht vorgesehen. Bevor 
das Bundesarbeitsgericht die OT-Mitgliedschaft 
anerkannte, gab es im übrigen eine reichhaltige 
Diskussion mit verschiedenen Positionen. Darun-
ter waren auch zahlreiche Autoren, die die OT-
Mitgliedschaft für unzulässig hielten. Ihre Position 
könnte sich der Gesetzgeber heute zu eigen ma-
chen. Bedenken sind nicht erkennbar. 

Vorsitzender Birkwald: Vielen Dank, Professor 
Däubler. Damit ist auch die Befragungszeit der 
Fraktion DIE LINKE. am Ende angelangt und wir 
kommen zur Befragungsrunde der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Da werden die Fragen ge-
stellt von der Kollegin Beate Müller-Gemmeke. 

Abgeordnete Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine Frage geht an den Bundesvorsit-
zenden von ver.di, an Frank Werneke. Erste Frage, 
wenn es in Branchen nicht mehr fair zugeht, dann 
gibt es ja die Möglichkeit, Tarifverträge allgemein-
verbindlich zu erklären. Dann gilt der Tarifvertrag 
für alle Branchen mit positiven Auswirkungen, 
das hat eben Professor Däubler wunderbar ausge-
führt. Aber genau dieses Instrument wird ja immer 
weniger genutzt. Wir sehen deshalb großen Hand-
lungsbedarf. Deshalb auch meine Frage, wie sollte 
die Allgemeinverbindlicherklärung erleichtert 
werden, damit sie tatsächlich wieder nutzbar ge-
macht wird? Professor Thüsing hat hier Vorsicht 
angemahnt. Wie ist die Haltung von ver.di? In 
welchen Branchen wird die Notwendigkeit einer 
gesetzlichen Regelung besonders deutlich? Die So-
zialwirtschaft wurde schon angesprochen. Gibt es 
noch andere Branchen? 

Sachverständiger Werneke: Das derzeitige Prin-
zip, dass ein Antrag, der von zwei Tarifvertrags-
parteien dem Tarifausschuss vorgelegt wird, eine 
Mehrheit im Tarifausschuss braucht, hat sehr 
wohl Wirkungen über das konkrete Verfahren hin-
aus, wie es dargestellt wurde. Meine Erfahrung ist 
in vielen Verhandlungen in den vergangenen Jah-
ren, dass Arbeitgeberverbände von vorn herein er-
klärt haben, dass sie gar nicht bereit sind, bis in 
das Stadium der Antragstellung eines allgemein-
verbindlichen Tarifvertrages zu gehen, weil eh 
klar ist, dass dort kein Konsens mit der BDA und 
den anderen auf der Arbeitgeberseite im Tarifaus-
schuss vertretenen Vertreterinnen und Vertretern 
zu erreichen sind und es von daher gar nicht zu 
der Antragstellung kommt. Daher ist die Umkeh-
rung des Mehrheitsprinzips ein ganz wichtiger 
Punkt - neben der Stärkung des öffentlichen Inte-
resses als Antragsgrund, so dass es keine lokale 

Möglichkeit gibt für Antragstellungen für allge-
meinverbindliche Tarifverträge, sondern dann, 
wenn in einer Branche gewünscht und dies durch 
die Tarifvertragsparteien für erforderlich gesehen 
wird, auch Anträge kommen. Die zweite Ebene ist, 
dass es aber auch so ist, dass die Bereitschaft von 
Arbeitgeberverbänden, Tarifverträge zu erstrecken, 
nachgelassen hat. Das hat viel mit der Verände-
rung des Aufbaus und der Zusammensetzung der 
Arbeitgeberverbände zu tun. Das klassische Bei-
spiel dafür ist der Handel. Den Einzelhandel 
nehme ich hier mal als Beispiel. Wir hatten dort 
vor 20 Jahren allgemeinverbindliche Tarifverträge, 
weil es ein Interesse an einem Level Playing Field 
gegeben hat bei der Mehrzahl der Betriebe, der 
Mitgliedsbetriebe der Arbeitgeberverbände des 
Einzelhandels – das sind regionale Verbände. Das 
hat sich gewandelt aufgrund des Konzentrations-
druckes, der Ausbau der Flächen, den es gegeben 
hat insbesondere in den 2000er Jahren. Dann ist 
Schritt für Schritt die Zahl der OT-Mitglieder grö-
ßer geworden. Heute nehmen die OT-Betriebe be-
herrschenden Einfluss auf tarifpolitische Entschei-
dungen der Verbände. Um es dann auf den Punkt 
zu bringen oder dem Ganzen die Krone aufzuset-
zen: Selbst der absolute Tarifgegner Amazon ist 
nicht tarifgebundenes Mitglied des Einzelhandels-
verbandes, um Einfluss auf das dortige Tarifge-
schehen zu nehmen. So haben sich die Dinge ge-
wandelt in den letzten Jahren. 

Abgeordnete Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Die nächste Frage geht auch an Frank 
Werneke. Wenn der Bund Aufträge vergibt, dann 
gehen diese Aufträge in der Regel an die billigsten 
Anbieter. Damit sind die Unternehmen im Nach-
teil, die fair und verantwortungsvoll nach Tarif be-
zahlen. Das geht aus unserer Sicht gar nicht; denn 
damit werden ja Tarifflucht und schlechte Löhne 
auch noch finanziell belohnt. Welche Bedeutung 
beziehungsweise Wirkung hätte ein Bundesta-
riftreuegesetz und wie sollte es aus Sicht von 
ver.di ausgestaltet werden? 

Sachverständiger Werneke: Vor allen Dingen ha-
ben wir eine schmerzliche Lücke auf der Bundes-
ebene. Es ist schon einmal gesagt worden, dass wir 
ein Auftragsvolumen von 400 bis 500 Mrd. € jähr-
lich der öffentlichen Hand, der öffentlichen Unter-
nehmen haben. Von daher ist es ein enormer He-
bel, um die Tarifbindung zu stärken. Wir haben 
mittlerweile in 15 von 16 Bundesländern Tarif-
treuegesetze, die allerdings in der Ausgestaltung 
ganz unterschiedlich sind und teilweise nur für 
einzelne Branchen gelten, zum Beispiel für den 
Nahverkehr. Auf der Bundesebene gibt es über-
haupt gar keine Regelung und natürlich machen 
die Aufträge des Bundes und vor allen Dingen 
auch der Bundesbehörden und der nachgelagerten 
Bundeseinrichtungen bis hin zur Autobahngesell-
schaft – um mal ein Beispiel zu nennen – deut-
lich, dass es dort um ein erhebliches Auftragsvolu-
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men geht. Es geht von daher um eine Vorbildfunk-
tion. Unsere Vorstellung ist die, dass ein Bundes-
tariftreuegesetz Landesregelungen nicht verdrängt, 
aber dort, wo keine Landesregelungen existieren, 
weil sie für das ganze Bundesland nicht bestehen 
oder die Landesregelung eben nur sehr schmal für 
einzelne Branchen angesetzt sind, überall dort, 
das Bundestariftreuegesetz Wirkung entfaltet und 
eben originär für die Aufträge, die auf der Bundes-
ebene vergeben werden, wirkt. 

Abgeordnete Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Noch mal eine Frage an Frank Werni-
cke. Ich denke, die kann in kurzer Zeit beantwor-
tet werden. Wie beurteilt ver.di unseren Vor-
schlag, den Mitgliedsbeitrag an Gewerkschaften 
aus dem Arbeitnehmerpauschbetrag herauszuneh-
men, also auch hier eine steuerliche Entlastung 
vorzunehmen? 

Sachverständiger Werneke: Das ist sinnvoll, weil 
durch die Werbekostenpauschale in aller Regel für 
Beschäftigte mit kleineren und mittleren Einkom-
men die Absetzbarkeit de facto nicht wirkt. Es ist 
so, dass insbesondere Menschen mit kleinen und 
mittleren Einkommen jeden Euro zweimal umdre-
hen. Von daher hat die Frage, was kostet eine Ge-
werkschaftsmitgliedschaft, Relevanz. Es würde 
uns die Mitgliederwerbung und auch das Halten 
von Mitgliedern erleichtern, wenn es hier zu einer 
Veränderung in dem vorgeschlagenen Sinne 
kommt. 

Abgeordnete Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wir fordern, dass Betriebe öffentlich 
transparent machen sollen, ob sie tarifgebunden 
und Mitglied eines Arbeitgeberverbandes sind. 
Wie bewerten Sie diese Forderung auch vor dem 
Hintergrund, dass es immer mehr OT-Mitglied-
schaften gibt? 

Sachverständiger Werneke: Hierzu gibt es keine 
Mitteilungspflicht, und es ist auch so, dass in aller 
Regel Arbeitgeberverbände Auskunft darüber ver-
weigern, welche Mitgliedsbetriebe tarifgebunden 
und welche nicht tarifgebunden sind. Es ist in der 
Praxis nicht selten, dass deshalb diese Wechsel in 
die OT-Mitgliedschaften monatelang im Betriebs-
rat, der Belegschaft und uns als zuständiger Ge-
werkschaft nicht bekannt werden und damit ein 
schleichender Prozess einsetzt, dass dann Monate 
nach dem Wechsel in die OT-Mitgliedschaft bei 
Neueinstellungen auf einmal angefangen wird, 
eben nicht mehr den Tarifvertrag in Anwendung 
zu bringen und so Stück für Stück ein tarifloser 
Zustand geschaffen wird.  

Vorsitzender Birkwald: Vielen Dank, Herr 
Werneke, auch für die Punktlandung an dieser 
Stelle. Jetzt kommen wir zur freien Runde, und da 
hat sich als erster aus der SPD-Fraktion der Kol-
lege Bernd Rützel gemeldet. 

Abgeordneter Rützel (SPD): Meine Frage geht an 
Herrn Körzell vom Deutschen Gewerkschaftsbund. 
Welchen Gewinn soll ein Verbandsklagerecht der 
Gewerkschaften für die Verfolgung individueller 
Ansprüche der Arbeitnehmerinnen/des Arbeitneh-
mers haben? Ich denke an den Mindestlohn zum 
Beispiel. Wie schätzen Sie dies insbesondere im 
Vergleich zu den bereits bestehenden Möglichkei-
ten von Einwirkungsklage, Unterstützung im Indi-
vidualverfahren ein? Was bringt also ein Ver-
bandsklagerecht für Gewerkschaften? 

Sachverständiger Körzell (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Natürlich bestehen wir erst mal da-
rauf, dass Kolleginnen und Kollegen, die unter Ta-
rifvertragsbindung fallen, wenn sie nicht or-
dentlich bezahlt werden, das auch geltend machen 
und einklagen. Ich habe das selber mal gemacht, 
weiß wie das geht und dass es gar nicht weh tut. 
Aber wir erleben auch, dass viele Menschen ein-
fach aus Angst heraus, den Arbeitsplatz zu verlie-
ren, sagen, weil sie gegen ihren Arbeitgeber vorge-
hen, ihre Lohnansprüche einklagen, dass sie ge-
nau dieses Klagerecht nicht wahrnehmen. Und 
hier ist der Vorschlag, dass durch ein Verbands-
klagerecht wir als Gewerkschaften nicht nur diese 
Lohnansprüche, sondern auch Mindestlohnan-
sprüche – wir sehen das auch in großem Ausmaß, 
dass die Mindestlöhne nicht gezahlt werden – kol-
lektiv für die Beschäftigten einklagen können, da-
mit sie zu ihrem Recht kommen. Wir kennen Ver-
bandsklagerechte im Umweltbereich und an vie-
len anderen Stellen. Man muss sich die Frage stel-
len, warum ausgerechnet im Arbeitsrecht bzw. bei 
der Entlohnung, da wo es darum geht, wie Men-
schen ihr Leben gestalten, warum es dort nicht 
geht. Da wollen wir, dass wir durch ein Verbands-
klagerecht als Gewerkschaften die Ansprüche gel-
tend machen können für eine größere Gruppe, die 
dann auch entsprechend den Menschen und den 
Beschäftigten zu Gute kommt. 

Abgeordneter Pohl (AfD): Ich hake da mal nach 
beim Kollegen Rützel. Zum Verbandsklagerecht 
hätte ich gern Herrn Professor Dr. Gregor Thüsing 
gehört. Was sieht er für Risiken, was sieht er für 
Chancen bei Einführung eines Verbandsklagerech-
tes? 

Sachverständiger Professor Dr. Thüsing: Das Ver-
bandsklagerecht ist sicherlich nicht undenkbar 
und es ist eine Forderung, die schon seit längerem 
im Raum steht. Man muss nur sehen, wo die 
Rechtfertigungslasten liegen. Dass ich fremder 
Leute Rechte einklage, ist erstmal rechtfertigungs-
bedürftig, nicht der umgekehrte Fall, das ist ein-
fach so. Es gibt das Verbandsklagerecht durchaus 
im Ausland. Im französischen Recht ist das vorge-
sehen, auch aufgrund der etwas anderen Stellung, 
die die Gewerkschaften dort haben. Dort wird es 
im Schrifttum verbreitet als „vergiftetes Ge-
schenk“ bezeichnet, weil damit gegebenenfalls 
auch eine gewisse Attitüde des „ich weiß es besser 
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als der, der unmittelbar berechtigt ist“ damit ver-
bunden ist. Das muss nicht immer gegeben sein, 
aber das sind Vorbehalte, die gebracht werden. Ich 
weise nur darauf hin, dass bislang auch aktuell die 
Gewerkschaften nicht schutzlos sind. In der 
Burda-Entscheidung ist deutlich gemacht worden, 
dass die tarifabschließende Gewerkschaft sehr 
wohl einen Unterlassungsanspruch gegenüber 
dem Arbeitgeber, der breitflächig gegen den Tarif-
vertrag verstößt, geltend machen kann. Wenn ein 
Firmentarifvertrag abgeschlossen wird und der Ar-
beitgeber sich hieran nicht hält, dann ist er bereits 
de lege lata und aufgrund des aktuellen Rechtes 
der Gewerkschaft ist es möglich, dieses Verhalten 
zu unterbinden. Insofern muss man sehen, dass 
diese Forderungen dann vielleicht doch nicht die 
Fälle erfass, an die man zuerst denken würde. Dar-
über hinaus ist das wiederum ein Vorbehalt, den 
man in die Diskussion mit einbringen und den 
man abwägen muss, da es natürlich dann noch in 
einer gewissen Weise in die Konkurrenz zu den 
Regelungen des Betriebsverfassungsrechts treten 
würde. Das Betriebsverfassungsrecht, der Betriebs-
rat hat Unterlassungsansprüche, die dort aber enu-
merativ ausdrücklich aufgezählt sind. Sie haben 
einen Anspruch darauf, den Arbeitgeber zu zwin-
gen, das geltende Recht einzuhalten. Hier dann 
ein weiteres Recht zu schaffen, wird auch stück-
weise eine Konkurrenzsituation schaffen. Einmal 
mehr zeigt sich, dass Betriebsverfassungsrecht und 
Tarifrecht nicht unabhängig voneinander zu den-
ken sind, sondern stets in Wechselbezogenheit. 
Wer nur die eine Materie betrachtet, bei dem be-
steht die Gefahr, dass er eben nicht das ganze Übel 
sieht. 

Abgeordneter Cronenberg (FDP): Meine Frage 
richtet sich an die BDA. Wie bewerten Sie die vor-
geschlagene steuerliche Privilegierung von Ge-
werkschaftsbeiträgen und welche Auswirkungen 
erwarten Sie auf das Gleichgewicht zwischen Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmerseite? 

Sachverständiger Wolf (Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände): Diese steuerli-
che Privilegierung, die angesprochen worden ist, 
das ist in der Tat ein sehr eigenes Ding. Ich kann 
auf der einen Seite nachvollziehen, dass man sagt: 
Also dieser Gewerkschaftsbeitrag, der wird aufge-
zehrt durch den Pauschbetrag, den müssen wir in 
anderer Weise privilegieren. Diese Forderung, die 
zum Beispiel auch in anderem Kontext erhoben 
wird und die auch andere Vereinigungen betrifft, 
die ist nicht völlig aus der Welt. Da muss man 
aber sehr genau aufpassen, wie man das macht. 
Und alle Forderungen, die im Augenblick auf dem 
Tisch liegen, führen in meinen Augen zu einer 
Schieflage. Es gibt ein sehr umfangreiches Gutach-
ten aus dem Hause des Hugo Sinzheimer Instituts, 
das sich sehr differenziert damit beschäftigt und 
sagt, „Wir machen mal einfach den dreifachen 
durchschnittlichen Mitgliedsbeitrag“. So geht es 

nicht, dass man pauschal über alle Arbeitsverhält-
nisse einfach irgendeine Zahl haut und sagt: „So, 
das ist jetzt die richtige Zahl.“ Wenn man so etwas 
angehen will, muss man eine sehr viel differen-
ziertere und vor allen Dingen keine einseitige Lö-
sung finden, die einen unzulässigen Druck in die 
Tarifbindung, genauer gesagt in die Koalitionsbe-
tätigung ausübt. Auch das muss verhindert wer-
den. Und ob man sich vor diesem Hintergrund ei-
nen besonders großen Gefallen tut, das jetzt als 
erstes und durchschlagendes Mittel anzuwenden, 
da kann man lange drüber philosophieren, insbe-
sondere da man Erfahrungen mit so was hat. Alle 
hier anwesenden Abgeordneten kennen eine Steu-
erprivilegierung für den Mitgliedsbeitrag in Par-
teien und ich habe im Augenblick nicht den Ein-
druck, dass diese Steuerprivilegierung dazu ge-
führt haben sollte, dass die Beitritte in die Par-
teien nun in besonderer Weise und nachträglich 
gestiegen wären. Eine Steuerprivilegierung darf 
nicht in die Koalitionsfreiheit eingreifen. Aber es 
gibt durchaus Möglichkeiten, so etwas auszuge-
stalten, aber dann bitte nicht pauschal und nicht 
einfach über einen Leisten gebrochen.  

Abgeordneter Meiser (DIE LINKE.): Herr Werneke, 
Sie haben das Beispiel des Einzelhandels vorhin 
schon erwähnt, wo über Jahre eine allgemeinver-
bindliche Erklärung galt, was inzwischen nicht 
mehr der Fall ist. Können Sie hier vielleicht noch 
einmal plastisch aus der Praxis darstellen, was das 
für eine Auswirkung auf die Beschäftigten der 
Branche hatte und was aus Ihrer Sicht an Rahmen-
bedingungen sich ändern müsste, damit es wieder 
zu einer Allgemeinverbindlicherklärung im Ein-
zelhandel käme?  

Sachverständiger Werneke: Die Entwicklung der 
letzten 20 Jahre, die dazu geführt hat, dass wir 
heute eine Tarifbindung haben – auf jedenfalls sig-
nifikant von unter 50 Prozent – hat verschiedene 
Ursachen. Es ist so, dass einfach große neue Player 
auf den Markt getreten sind, die in aller Regel nie 
tarifgebunden waren. Wenn sie überhaupt Mit-
glied eines Arbeitgeberverbandes sind, dann im 
Bereich von OT-Mitgliedschaften. Das gilt zum 
Beispiel für den gesamten Bereich der jungen 
Mode, wo einfach heute die Anbieterschar eine 
vollkommen andere ist als vor 20 Jahren. Dann ha-
ben wir große Veränderungsprozesse im Versand-
handel. Und es gibt ein Phänomen, was eigentlich 
die größte Dynamik hervorgerufen hat, das im Ein-
zelhandelsjargon „Privatisierung“ genannt wird. 
Nun reden wir über einen privatwirtschaftlich or-
ganisierten Bereich, aber mit Privatisierung ist ge-
meint, dass da, wo in genossenschaftlichen Ver-
bünden Edeka, Rewe, um zwei Beispiele zu nen-
nen, einzelne Genossen heraustreten und aus der 
Genossenschaft heraus, aus der Tarifbindung aus-
treten. Bei Edeka ist es so, wenn über Nacht aus 
Edeka Edeka-Prawalski wird, ist auch die Tarifbin-
dung weg. Und das hat enorme Schwächewirkung 
in Bezug auf die Tarifbindung. Deshalb ist die 
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Frage, wie dieser Betriebsübergang ist und ob dort 
eine kollektive Nachwirkung stattfindet, ganz we-
sentlich für die Stabilisierung des Tarifvertrags-
systems im Einzelhandel. 

Abgeordnete Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine letzte Frage an Frank Werneke 
kann ich ganz gut anschließen. Das Thema ist mir 
sehr wichtig. Betriebsübergänge bzw. die Bildung 
von Tochtergesellschaften werden häufig dazu ge-
nutzt, dass sie sich den tarifvertraglichen Regelun-
gen entziehen. Das ist aus unserer Sicht eine un-
gute Entwicklung, weil die Tarifbindung so natür-
lich immer weiter sinkt und im Übrigen auch so 
Unternehmen immer weiter zersplittern. Wir wol-
len, dass die Tarifverträge so lange gelten, bis ein 
neuer Tarifvertrag verhandelt und auch abge-
schlossen ist. Ganz kurz, wie beurteilt ver.di diese 
Forderung, ist sie notwendig und richtig? 

Sachverständiger Werneke: Sie ist notwendig. Ich 
habe über viele Jahre selbst die Verhandlungen für 
das Zeitungsverlagsgewerbe geführt, wo dieses 
Verfahren besonders ausgefeilt ist. Es ist nicht un-
typisch, dass ein Zeitungsverlag mit vielleicht 130 
Beschäftigten in bis zu 25 Gesellschaften organi-
siert ist, wo zum Teil nur zwei, drei, vier Beschäf-
tigte sind. Das ist völlig abnormal und dysfunktio-
nal für das betriebliche Geschehen, hat aber einzig 
und allein den Zweck, die gewerkschaftlich orga-
nisierten Kerne zu isolieren und drum herum ta-
riffreie Zonen zu schaffen. Von daher gibt es hier 

dringenden Handlungsbedarf, zumal dieses Mo-
dell in immer mehr Branchen um sich greift.  

Vorsitzender Birkwald: Vielen Dank, Herr 
Werneke. Damit sind wir am Schluss unserer heu-
tigen öffentlichen Anhörung angelangt. Mir bleibt 
jetzt nur noch Ihnen, meine Damen und Herren 
Sachverständigen ganz besonders herzlich für Ihre 
Antworten zu danken. Ich danke allen Kollegin-
nen und Kollegen Abgeordneten für ihre Fragen 
und auch denjenigen, die am Fernsehen oder bei 
Webex passiv teilgenommen haben durch aktives 
Zuhören. Ich danke den Damen und Herren von 
der Technik, die es überhaupt möglich gemacht 
haben, dass wir hier auf diesem Wege zueinander 
gekommen sind, ein ganz besonderes Dankeschön, 
denn ohne die Technik wäre es nichts gewesen. 
Und der größte Dank geht, wie immer, ans Sekre-
tariat, was die Verantwortung für die Gesamtorga-
nisation hat und was auch in kurzer Frist wieder – 
da bin ich sicher – das Protokoll dieser öffentli-
chen Anhörung wird vorlegen können. Auch dafür 
ein ganz besonders herzliches Dankeschön. Damit 
wünsche ich Ihnen allen für den weiteren Nach-
mittag viel Erfolg, frohes Schaffen und dann später 
auch einen schönen Feierabend und eine gute Wo-
che. Herzlichen Dank, die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der Sitzung: 16:11 Uhr 
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